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Die Tatsache an sich, dass sowohl in Ungarn wie auch in der Tsche­
choslowakei noch vor Beendigung des Zweiten Weltkriegs eine volksdemok­
ratische Regierung zustandekam, hob die alten nationalen Gegensätze 
nicht auf einen Schlag auf, sie bahnto nicht den Weg zu einer sofortigen Ver­
ständigung der Völker der beiden benachbarten Länder. Im Gegenteil, 
cs schien, als würde sich der Wunsch nach Vergeltung vermeintlichen und 
tatsächlichen Unrechts kräftiger erweisen als jeder andere Faktor und dass 
dadurch die bilateralen Beziehungen mit solchen neuen ,,Posten" belastet 
werden würden, die eine Erkenntnis der grundlegenden gemeinsamen 
Interessen für sehr lange Zeit, vielleicht für Jahrzehnte trüben, und im 
Endergebnis die Möglichkeit der Schaffung gutnachbarlicher Beziehungen 
und einer engeren Zusammenarbeit verhindern könnten.
In einer solchen Gestaltung der Lage spielte —ausser anderen interna­
tionalen und innenpolitischen Ursachen — zweifellos jener Umstand eine 
entscheidende Rolle, dass die beiden Volksdemokratien mit einem völlig 
anderen ..Erbe" der Vergangenheit rechnen mussten. zu der Zeit als die Sow­
jetunion ihre Länder von der Besetzung Hitlerdeutschlands befreite. Bei 
Kriegsende zählte nämlich die ungarische Volksdemokratie infolge der 
imperialistischen Revisionspolitik des Horthv-Systems und der Teilnahme 
am Krieg zu den Besiegten, während sich die tschechoslowakische 
Volksdemokratie — vor allem infolge der Anerkennung der Londoner 
tschechoslowakischen Emigrationsregierung seitens der Grossmächte der 
antifaschistischen Koalition — unter den Siegern befand. Im Zusammenhang 
mit obigem nahm die ungarische Volksdemokratie ausser ihren inneren 
Lebensinteressen auch wegen der im Waffenstillstandsabkommen festge­
legten Vorschriften — deren Durchführung von der aus Vertretern der 
Vereinigten Staaten von Amerika, Grossbritanniens und der Sowjetunion 
bestehenden Alliierten Kontrollkommission an Ort und Stelle überprüft 
wurde — radikal Abstand von der offiziellen Ideologie und Politik des 
konterrevolutionären Systems sowie verpflichtet sich auch zur Verhinde­
rung von deren Wiederbelebung. Indessen bauten sich in der Tschechoslo­
wakei zugleich mit den fortschrittlich-bürgerlichen demokratischen Tra­
ditionen — vor allem als Ergebnis des mit den durch Eduard Beneá vertre-
tenen bürgerlichen Kräften geschlossenen Kompromisses, beziehungsweise 
Abkommens — auch gewisse ..modernisierte" Elemente der Ideologie und 
Politik des Tschechoslowakismus in das Programm der volksdemokrati 
sehen Regierung ein.
*
Die im Jahr 11118 erfolgte Verwirklichung der Selbstbestimmung der 
Tschechen und Slowaken, das Zustandekommen der bürgerlich-demokrati­
schen Tschechoslowakei stellten nicht allein im Leben der betroffenen 
Völker einen hervorragenden historischen Meilenstein, eine epochale Än­
derung dar,sondern zugleich auch ein positives Ereignis von fortschrittlicher 
Bedeutung in der Geschichte Mittel-Osteuropas, selbst dann, wenn die 
im ersten Weltkrieg siegreichen Mächte gleichzeitig mit dem Zustande­
kommen des selbständigen Nationalstaates der Tschechen und Slowaken 
andere, darunter über 7'lÜ0t)0 Ungarn der Möglichkeit ihrer nationalen 
Selbstbestimmung beraubten.' In den ersten zwei Jahrzehnten der Ge- 
schichte der Tschechoslowakischen Republik wurde — im Zusammenhang 
mit dem bürgerlich-demokratischen Charakter der Macht und zum Teil 
auch wegen Übernehmung internationaler Verpflichtungen — der Bevöl­
kerung ungarischer Nationalität, genauer den Staatsbürgern ungarischer 
Nationalität zweilellos ein grösserer Anteil bügerücher Freiheitsrechte zuteil, 
als in Ungarn zur Zeit des Horthy Regimes der Mehrheit der Bevölkerung. 
Den tatsächlichen Wert dieser Errungenschaft verminderte jedoch imgrossen 
Ausmass jener Umstand, dass die herrschenden tschechoslowakischen Kreise 
nicht allein die Akt ualität der Selbstbestimmung, sondern auch im allgemei­
nen das Prinzip der Selbstbestimmung verworfen haben, und sich dafür in 
Wirklichkeit eine ..Zerbröckelung" der ungarischen Nationalität und eine 
tunlichst baldige massenhaften Verschmelzung dieser zum Ziel setzten. 
So rechneten sie unter anderem damit — und sie machten auch kein Hehl 
daraus —, dass vor allem die ungarischen öffentlichen Beamten und In­
tellektuellen in Massen ..freiwillig" nach Ungarn übersiedeln werden. Von 
einer Einschränkung der Zuerkennung der Staatsbürgerschaft und einer 
Institutionalisierung der Staatenlosigkeit erhofften sie ebenfalls das Ver­
lassen beziehungsweise die Ausweisung weiterer Oruppen aus der Republik. 
Daneben zielten die Verwaltungsmassnahmen vom nationalen Gesicht­
spunkt (Änderung der Kreisgebiete, Degradierung von Städten zu Gross- 
gemeinden usw.), die Wirtschaftspolitik — und innerhalb dieser in erster 
Linie die Bodenreform —, die Unterrichtspolitik und nicht, zuletzt die 
Neukategorisierung der Nationalitäten auf eine ethnische „Auflockerung" 
des zum überwiegenden Teil entlang der Staatsgrenze lebenden Ungartums 
ab.- Edgár Balogh, der hervorragende Kenner der Nationalitätenfrage 
Mittel-Osteuropas charakterisiert in seinen Memoiren wahrheitsgetreu 
die seinerzeitigen tschechoslowakischen Verhältnisse, indem er feststollt, 
dass „wir ebensolchen chauvinistischen Bestrebungen gegenüberstanden, 
mit. welchen dazumal die ungarischen Imperialisten die Sprache des slo­
wakischen Volkes, seinen kulturellen Aufstieg, das Hervorbringen seiner 
Intelligenz, seine Gestaltung zur Nation verfolgt und behindert haben".
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Die sich um Eduard Hene§, der vom Amt des Präsidenten der Re- 
pnbiik zurückgetreten war und sie]) nach London begeben batte, grup­
pierenden tschechoslowakischen Emigrantenkreise teilten in den .Jahren 
des Zweiten WeJtkrieges aufgrund der sieh radikal veränderten internatio­
nalen Lage und naeh Abwägung der Naehkriegsaussiehten eine neue Kon­
zeption über einen gemeinsamen Nationalstaat der Tseheehen und Tsche­
chen und Slowaken auf. Im Zusammenhang damit wünschen sie die frü­
here und ihrer Ansicht nach keine befriedigenden Ergebnisse zeitigende 
Assinulattonspolitik mit der Forderung zu ersetzen, sich der fremden Volks­
gruppen (der Deutschen und Ungarn) zu entledigen. Henes und seine 
Umgebung erkannten innerhalb relativ kurzer Zeit, dass sie unter aus­
schliesslicher Berufung auf die zukünftige Sicherheit der Tschechoslo­
wakei die alliierten Grossmächte von der Notwendigkeit einer Aussied­
lung der Bevölkerung ungarischer Nationalität nicht überzeugen können. 
Eben deshalb erweitern sie ihre auch bis dahin betonte, grundlegend 
falsche Theorie über die Rolle der ungarischen Nationalität in der Tragödie 
der Tschechoslowakei in den .Iahten I93H-1939 mit der These, die^ Un­
garn seien ausnahmslos Chauvinisten, Irredentisten.'' Dann beginnen 
ste sozusagen gleichzeitig damit ihre im obigen Geist konzipierte Pro­
paganda zu entfalten und versuchen die internationale Zustimmung 
zur Aussiedelung der Ungarn zu erlangen.
Das Programm der Schaffung eines tschechoslowakischen Nationalstaa­
tes et gänzte Benes—damals schon aut dem Boden der anerkannten Rechts- 
kontmuttät stehend -  als Präsident der Republik und die Londoner Exilrcie- 
t ttng Ende 1942 -  Anfang 1943 mit der konkreten Forderung einer Aussie­
delung der Bevölkerung ungarischer Nationalität," Daraufhin trachteten 
sie wahrlich jede Möglichkeit im Interesse dessen zu ergreifen, auch 
die alliierten Grossmächto über die Unvermeidbarkeit einer Aussiede­
lung der Ungarn zu überzeugen. Eine derartige Zustimmung vermochten 
ste jedoch einstweilen weder von den westlichen Crossmächten noch von 
der Sowjetunion zu erzwingen. Auch die Verhandlungen von Beneg mit D. 
Roosevelt, dem Präsidenten der USA, blieben iti dieser Frage ergebnislos." 
Ähnlich gelang es ihm auch damals noch nicht seinen Vorschlag bezüglich 
der ungarischen Nationalität durch I. W. Stalin und \V. M. Molotow V er­
kennen zu lassen. Dies beweist übrigens auch der am 1 I. Dezember 1943 
tn Moskau Unterzeichnete sowjetisch-tschechoslowakische Freundschafts-. 
Kooperation- und gegenseitige Beistandsvertrag, der keinen konkreten 
Hinweis auf die Aussiedelung der Bevölkerung ungarischer Nationalität 
aus der Tschechoslowakei enthält.? Benes traf jedoch in Moskau nicht allein 
mit den führenden sowjetischen Persönlichkeiten zusammen, sondern 
auch mit tschechoslowakischen kommunistischen und sozialdemokratischen 
Emigranten, was natürlich hinsichtlich der Klärung und Übereinstim­
mung det mit der Zukunft der Ischechoslowakei verbundenen Ansichten 
notwendig war.
Eduard Benes und die tschechoslowakische Exilregierung zeigten 
trotz de!- serienweisen Misserfolge keine Neigung zur Überprüfung ihres 
ursprünglichen Plans, im Gegenteil, in den Londoner Emigrantenkreisen
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begann man jene Dekret- und Verordnungsentwürfe auszuarbeiten, die 
berufen waren, die Lage der Bevölkerung ungarischer Nationalität nach 
dem Zweiten Weltkrieg zu regeln. Diese Entwürfe hatten freilich tatsäch­
lich nur eine geringe Rolle gespielt und waren von geringer Bedeutung, 
was auch nicht anders sein konnte —. solange es nicht gelang, zu deren 
Unterstützung die tschechoslowakischen linksgerichteten Kräfte, nament­
lich die kommunistische Partei zu gewinnen. Wann dies erfolgt ist. kön­
nen wir heute mangels authentischer Quellen mit einer jeden Zweifel 
ausschliessenden Genauigkeit noch nicht feststellen. -Jedenfalls widerspie- 
celn sich in den Äusserungen der tschechoslowakischen kommunistischen 
Emigration in Moskau seit Mai-Juni 1944 spürbare Änderungen, es 
werden ..neue Stimmen" hinscihtlich des Verhältnisses zur ungarischen 
Nationalität laut. So setzte Element Gottwald in seiner, im Moskauer 
Rundfunk am 11. Mai 1944 gehaltenen Ansprache schon die Entfernung 
der Ungarn aus der Tschechoslowakei in Aussicht.s Die Ceskoslovenske 
Listv aber schrieb im August bereits, dass ,,was für die Deutschen gilt, 
das gilt auch für die Ungarn"."
Im Sommer und Herbst 1944 machten sich jedoch die slowakischen 
Kommunisten und der Slowakische Nationalrat. sowie gewisse Kreise der 
sozialdemokratischen Emigration das Prinzip der kollektiven Verantwor­
tung der Bevölkerung ungarischer Nationalität, beziehungsweise die 
Forderung nach deren Aussiedelung noch immer nicht zueigen. Als Auswir­
kung der Verhandlungen mit den im Exil lebenden I ührern der Kommunisti­
schen Partei der Tschechoslowakei und der ständigen Kontaktaufnahme 
mit der Londoner bürgerlichen Emigration näherten sich Ende 1944 und 
Anfarm 1945dieSlKPunddcrSNR immer mehr dem in Emigrantenkreisen 
im wesentlichen bereits aufeinander abgestimmten gemeinsamen Stand­
punkt in der Frage der ungarischen Nationalität. Der Unterschied zwischen 
Ihnen trat höchstens darin zutage, dass die !S1 KP und der SNR die Aussie­
delung der Ungarn mit einem ..Bevölkerungsaustausch' zu verbinden wün­
schten. Die politische Forderung bezüglich einer Aussiedelung der Ungarn 
formulierte in völliger Gffenheit die Konferenz der S1KP vom lebruar 
1945, als sie das Slowakentum zu einer ,.neuen Landnahme" auffbrdertc: 
,,Die slowakischen Bauern und Arbeiter, die von den reichen süd­
lichen Gebieten verdrängt und Jahrhunderte hindurch in den Bergen 
unterdrückt wurden, müssen diese alten slowakischen Gebiete und die 
Möglichkeit eines ordentlichen menschlichen Lebens wicdererlangen"."'
Es ist völlig überflüssig, den ideologisch-politischen Inhalt, die Funk­
tion dieser und anderer Äusserungen ähnlichen Geistes eingehende) zu un­
tersuchen.sprechensiedoch für sich selbst. Zugleich ergibt sich noch schärfer 
die Frage, wie diese kommunistische Bewegung, die in der Zeit 
zwischen den beiden Weltkrigen und eine Zeitlang auch noch während des 
zweiten Weltkrieges den Patriotismus und Internationalismus als einen 
wesentlichen Grundsatz ihrer Politik achtete, in der Praxis aber schon 
zur Zeit, da sie noch nicht restlos vom Einfluss des Tschechoslowakismus 
befreit war, am konsequentesten für die Gleichberechtigung der Nationali­
täten in der Republik gekämpft hat. dem bürgerlichen Nationalismus solche
Zugeständnisse machen konnte ( Dieser Widerspruch wird noch augenschein­
licher. wenn wir in Betracht ziehen, dass die ungarischen Werktätigen an 
der Wiege der CK P zugegen waren, sodann ihre Stimmen in grossen Men­
gen für che Parlamentswahlkandidaten der Partei abgaben und auch im 
Jahr 1944 nicht wenige von ihnen die Sache des slowakischen nationalen 
Aufstands mit der Waffe in der Hand unterstützten." Jene Autoren, diesich 
mit dem besprochenen Thema befasst haben, berufen siel) fast ausnahmslos 
auf die seinerzeitige Auffassung J. W. Stalins, genauer auf den bedeutenden 
Einfluss, welchen diese auf die Nationalitätenpolitik der ÜKP ausgeübt 
hat.'- Doch an sich hätte sich dies offenbar doch für zu wenig erwieset!, 
wenn die Führer der ('KP im Interesse einer tunlichst reibungslosen 
Durchsetzung der Hechtskontinuität der Republik, was während des 
Krieges ohne Mit wirkung der Londoner tschechoslowakischen Exilregierung 
kaum realisierbar gewesen wäre, nicht auch selbst erbütig gewesen wären 
mit Benes und seiner Umgehung, sehest auf Kosten ideologischer Zugeständ­
nisse den politischen Kompromiss zustandezubringen, ln diesem Zusam­
menhang empfinden wir die diesbezüglichen Feststellungen von J. Zvara 
auch heute noch für besonders überzeugend. ,,In der Vergangenheit wurde 
der Hintergrund der Ereignisse während der Jahre 1045 — 1048 häufig einsei­
tig geprüft. Die Übergriffe wurden häufig der Tätigkeit und dem Einfluss 
der Bourgeoisie, der Wirkung J. W. Stalins, das heisst des Personen­
kults zugeschrieben, andere erblickten in ihnen die Folgen der Fehler der 
CKP, ja sie wurden sogar als Ergebnis der Tätigkeit der sog. bourgeois- 
nationalistischen Cruppc der Kommunistischen Partei der Slowakei ver­
bucht. Daraus ist ersichtlich, dass mehrere Ursachen mitgespielt haben: 
internationale, aussen- und innenpolitische, historische Ursachen, der 
starke Einfluss der Bourgeoisie, die Wirkung de]* seitens ,). W. Stalins in 
der Nationalitätenfrage angewendeten Methoden, die Fehler der Partei, 
ein gewisses Selbstbewusstsein der Massen usw.. die Hauptursache, der 
Nationalismus aber", weist Zvara darauf hin", wurzelte in den heimi­
schen Verhältnissen".'3
Am 23. November 1944 meinte die Londoner tschechoslowakische 
Exilregierung, dass es an der Zeit sei, sich nunmehr auch offiziell an die 
aliierten Crossmächte zu wenden, um ihre Zustimmung zur Aussiedelung 
der Bevölkerung ungarischer Nationalität zu erlangen." Wohl sind die 
konkreten Stellungnahmen sämtlicher aliierten Crossmächte in dieser 
Frage nicht bekannt, soviel kann aber -  nicht zuletzt wegen den späteren 
tschechoslowakischen Kraftanstrengungen dieses Charakters -  mit 
Gewissheit festgestellt werden, dass die Antwort der westlichen Gross­
mächte auch diesmal abweisend war. Kaum anderthalb Monate später 
brachte der Vertreter der Londoner Regierung in seinen Bemerkun­
gen zum Entwurf des ungarischen Waffenstillstandsabkommens den 
Anspruch auf die Aussiedelung der Ungarn neuerlich zum A u s d r u c k .  
Der Gesandte Zdenek Fierlinger legte seine Meinung in dieser Frage am 15. 
Januar 1945 vor den Vertretern der alliierten Crossmächte dar. Fierlinger 
verlangte unter anderem die Ungültigkeitserklärung des Ersten Wiener 
Schiedsspruchs, die Ausserkraftsetzung der zwischen Ungarn und dem
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slowakischen Staat Tisos geschlossenen Abkomme!!, die Festsetzung des 
Zeitpunktes des zwischen der Tschechoslowakei und Ungarn cingctrctencn 
Kriegszustandes auf den 7. Oktober oder 2. N o v e m b e r  1938 sowie die 
Anerkennung der Aussiedelung der Bevölkerung ungarischer Nationalität, 
beziehungsweise die Aufnahme dieser Bedingungen in den Text des unga­
rischen WaffcustiHstandsahkommens. Die Vertreter der alliierten Qmss- 
mächte (W. M. Molotow. W. A. Harriman und -1. Balfour) billigten im 
allgemeinen die Bemerkungen des tschechoslowakischen Oesaudten. J. 
Balfour anerkannte wohl auch die Tatsache des zwischen der Tschechoslo­
wakei und Ungarn cingotrctenen Kriegszustandes, wies jedoch die seitens 
Frierlingers beantragten Zeitpunkte ab."'' Harriman hingegen verwarf 
die Aussiedelung der Bevölkerung ungarischer Nationalität im Zusammen­
hang mit dem Waffenstillstandsahkommen. (¡leichzeitig erhielt die Tsche­
choslowakei das Versprechen, dass sie ihren Vertreter zur Alliierten 
Kontrollkommission in Ungarn entsenden könne, und dass in jenen Fragen, 
welche die tschechoslowakische Regierung betreffen, ihr Beauftragter 
angehört werde.'
Nach Unterzeichnung des Waffenstillstandsahkommcns, das demnach 
der Tschechoslowakei die Vollmacht zur Aussiedelung der Bevölkerung 
ungarischer Nationalität nicht erteilt hat, versuchten die tschechoslowaki­
sche Regierung und der SNR die alliierten (¡rossmächte vor eine fertige 
Tatsache zu stellen. Präsident BcneS kündigte in seiner Rundfunkanspra­
che vom lü. Februar 1945 an. dass ,.wir die endgültige Lösung der Sache 
unserer Deutschen und Ungarn vorbereiten müssen, weil die neue Rebup- 
lik ein tschechoslowakischer Nationalstaat sein wird".'s Dom folgte am 27. 
Februar die Verordnung Nr. 4/1945 des SNR. welche vorschrieb, dass die 
über 5(i ha grossen (¡rundbesitze der Deutschen. Ungarn und der slowaki­
schen Verräter zu enteignen sind. Auf den befreiten (¡ebieten wurden 
parallel dazu die Forderungen de!' vom Nationalismus beeinflussten öffent­
lichen Meinung nach einer Entfernung der Ungarn aus de!- neuenstehen­
den Republik immer lauter.
Zwischen dem 22. und 29. März arbeiteten die Vertreter der Londoner 
Regierung, die Führer der ÜKP, sowie die Beauftragten der S1KP und 
des SNR in Moskau unter Teilnahme des Präsidenten Benes — das 
Programm der Nationalen Front gemeinsam aus. beziehungsweise legten 
dieses endgültig fest. Am 4. April ernannte Benes — anhand eines Präsidial­
dekrets — den Sozialdemokraten Zdenek Fierlinger zum Vorsitzenden der 
neuen Koalitionsregierung, die ihr Programm am 5. April in Kaschau be­
kanntgab. Vom Kaschauer Regierungsprogramm berührte das VIII. 
Kapitel die Bevölkerung ungarischer Nationalität besonders empfindlich. 
Kapitel VIII stellte im Zusammenhang mit der ungarischen Nationalität 
folgendes in Aussicht: Die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft,
wird nur jenen Einwohnern ungarischer Nationalität belassen, die Antifa­
schisten waren, an der Widerstandsbewegung für die Wiederrichtung de!' 
Tschechoslowakei tcilnahmen. oder wegen ihrer Treue zur Republik verfolgt 
wurden: 2. die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft der übrigen Ein­
wohner ungarischer Nationalität erlischt, doch wird ihnen die Möglichkeit
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der Option zugestanden; jedes diesbezügliche Ansuchen einzein geprüft;
3. jene Personen ungarischer Nationalität, die gegeniil'cr der Republik 
oder anderer Nationen — namentlich der Sowjetunion — eine Straftat 
begangen traben, werden vor Oericht gestellt, ihnen wird die tschechoslo­
wakische Staatsbürgerschaft entzogen und sie werden für ewig des Gebietes 
der Tschechoslowakei verwiesen".!" Wenn das Kaschauer Regierungs­
programm das Prinzip der kollektiven Verantwortung im genauen Sinne 
des Wortes auch einigermassen ..gelockert" hat, war es doch in Wirklich­
keit von deren Geist durchdrungen, beabsichtigte es ja die überwiegende 
Mehrzahl der Bevölkerung ungarischer Nationalität zur Heimatlosigkeit zu 
verurteilen und sie dadurch ausserhalb der Rechtsschanzen zu set­
zen.
Der Beauftragte für das Innere des SNR ordnete bereits am 7. April 
1945 an, dass in den von Ungarn bewohnten Siedlungen keine National­
komitees gebildet weiden können, und falls solche dennoch zustandege­
kommen sind, müssen sie aufgelöst werden. Mitglieder der Nationalkomitees 
dürfen nämlich nur tschechoslowakische Staatsbürger sein. Dahin, wo 
wegen geringer Anzahl der slowakischen Bevölkerung keine Nationional­
komitees — ohne Ungarn — gebildet werden konnten, wurden slowakische 
Verwaltungskommissare entsandt oder ernannt, die dann auch aus dem 
Kreis der Ortsbevölkerung ungarischer Nationalität Ratgeber bestellen 
konnten. Ebenso konnten die Ungarn keine Mitglieder einer politischen 
Partei oder einer Massenorganisation sein, genauer, durften über ihre 
Aufnahme ausschliesslich die Zentralsekretariate der betreffenden Organi­
sationen entscheiden.-" Im April—Mai entliess der 8NR die öffentlichen 
Angestellten ungarischer Nationalität aus ihren Stellungen, und dem folgte 
sehr bald auch die Entlassung der Privatangestellten. Die im Besitz von 
Ungarn befindlichen Klein- und Mittelbetriebe, einschliesslich der Werk­
stätten von Kleingewerbetreibenden, wurdet) in nationale Verwaltung 
übernommen. In den Städten, ganz besonders in Pressburg, nahm die 
Inanspruchnahme der Wohnungen der Bevölkerung ungarischer Nationa­
lität massenhaftee Ausmasse an. häufig mit der Internierung der Betroffe­
nen verbunden. Die Tore der Schulen mit ungarischer Unterrichtssprache 
blieben vor den Schülern geschlossen, durfte doch die Unterrichtssprache 
nur die slowakische sein, da, namentlich in den Siedlungen mit gemischter 
Nationalität und in den Städten durften die Bewohner ungarischer Natio­
nalität — ausserhalb ihres Famiüenhoimes — ihre Muttersprache nirgends 
gebrauchen, wollten sie sich nicht verschiedenen Beleidigungen und Atro- 
zitäten aussetzen. Doch trotz des obigem kann von einer restlosen Geltend­
machung der der Bevölkerung ungarischer Nationalität auferlegten Verord­
nungen nicht gesprochen werden, zumindest bis zum Sommer 1045 nicht. Die 
Gegenwart der Sowjetarmee setzt nämlich der Verfolgung von Bewohnern 
ungarischer Nationalität Schranken. Charakteristisch ist. dass sich das Büro 
des Beauftragtem' für innere Angelegenheiten des SNR im April 1945 an die 
Kommandantur der befreienden Roten Armee gewendet und sie aufgefor­
dert hat, die in de)) Gebieten ungarischer Nationalität zustandegebrachten 
Nationalkomitees aufzulösen.-! Aber auch ein Teil der slowakischen Orts-
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bewohnet* unterstützte nicht immer die Behörden in ¡tuen Auftritten 
gegen die ungarische Nationalität, in den zuweiten auch in Ausschrei­
tungen in Erscheinung tretenden Übergriffen.
Präsident Benes verkündete am 9. Mai 191.5, dass ..(ter überwiegende 
Teit der Butschen und Ungarn uns verfassen muss".-'- Biese Ankündigung 
betraf jedoch einstweiten nur jene tatsächtich. die sich nach dem 2. Novem 
her 1938 auf dem Gebiet des ehemaligen Oberungarns angesiedelt haften. 
Biese wurden von Mitte Mai an in kteincrcn und grösseren 1 huppen, zumeist 
ihrer Mobilien beraubt, vom Gebiet der Hcpubtik entfernt. Biese Aktion, 
die victe tausend Personen ungarischer Nationatität betroffen hat. erfotgte 
unter Vertetzung des mit Ungarn am 20. Januar 194.5 Unterzeichneten 
Waffenstihstandsabkommens. Verpflichtete doch das Waffenstittstand- 
sahkommen die Provisorische Nationalregierung ausschticsslich zur Abbe­
rufung der Mitgticdcr von bewaffneten Körpersettaften und der Staats­
beamten.*'
Bic Prossburger ..Pravda" berichtete am 7. August !945. dass den 
Beutsetten und Ungarn im Sinne des Bekrcts Nr 33/194.5 (tes Präsidenten 
der Republik die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft entzöget! wurde. 
Bass dieses Dekret am 2. August ertassen wurde, ist keinesfatts ein Werk 
des Zufalts. es sotttc vielmehr jenen Entschluss untermauern, wonach sich 
die tschechoslowakische Regierung im Interesse einer Aussiedetung der 
Bcvütkerung ungarischer Nationatität anhand eines ..Bcvötkerungsau- 
stausches' . an die Potsdamer Konferenz der attiierten Grossmächto 
wandte.-' Auch die Potsdamer Konferenz hat dieses tschechostowa- 
kischc Ansuchen abgcwiescu. durch ihren Beschtuss bczügtich der 
Beutschen itt Lngarn erweckte sie aber in Wirktichkeit in der tscheehosto- 
wakisettet! Regierung die Hoffnuttg hinsichtlich der Möghchkcit einer 
späteren Aussiedetung der Ungarn.-^ Dctnentsjnecttend berief sich die 
Tschechostowakoi im s[<ätercn mit Nachdruck auch darauf, dass Ungarn dic 
inlotge der Aussiede))tngderBeutsc)iett ,.teer gewordenen" Siedtutmen zttr 
Untcrbrittgung der Bevölkerung ungarischer Nationatität der Tschechos- 
towakei Itetnitzen sott. Atter die Inkraftsetzung des Präsidialdekrets Nr. 
33 war schon an siet) ein schwerer Schlag für die ungarische Nationalität, 
wurde sie ja damit im wcsonttichen der gcsundheittichon Versorgung, 
der Attersrente sow ie solcher soziater Zuwendungen vertustig. die sie - 
wenn sie teben woltte - nicht entbehren konnte.
Bie Potsdamer Konferenz erfühle die tschechoslowakischen offizietten 
Kreise und die ahgemeine Aleinung mit Unzufriedenheit, und dies trat 
in erster Linie in einer Steigerung der Ungedutd gegenüber der ungarischen 
Nationatität in Erscheinnng. Am 1. Oktober 194.5 trat das Präsidialdckret 
Nr. 88/[945 in Kraft, aufgrund dessen die Männer von 1(5 bis 55. die 
Brauen von 18 bis 45 Jahren zu Notstandsarbeiten beordert werden können, 
setbst in (legenden, die fern von ihrem Wohnort gelegen sind. Bie Presse 
urgierte neuere A erfügungen hinsichtlich weiterer Bodenenteignungen.'-" 
Ausserdem wurden in (ter bürgerlichen Presse auch solche Stimmen taut, 
die neben einem so batd ats möglichen Austausch der ungarischen Nationa­
tität mit den Stowaken in Ungarn die Einführung ebensotcher Massnahmen
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forderten wie jene, weiche die tschechoslowakischen Behörden den Deut­
schen gegenüber angewendet haben.
*
Die heimische Presse begann seit Hitte April 1045 auf die ungünstige 
Gestaltung der Lage der Bevölkerung ungarischer Nationalität in der 
Tschechoslowakei aufmerksam zu werden. Sie reagierte aber auch noch 
nachher eine Zeitlang etwas unsicher auf die Nachrichten und Gerüchte, 
die aus der Tschechoslowakei die ungarische öffentliche Meinung erreichten. 
Sic würdigte nicht nur mit warmen Worten jede tschechoslowakische 
Äusserung in dieser Frage, die Geduld und Verständnis bewies, sondern sie 
suggerierte diese förmlich. So schrieb das Blatt ,,Kis Ú jság"—seine Zeilen 
an Präsident Benes adressierend — darüber, dass ..demnach heute auf 
beiden Seiten solche Männer an der Spitze stehen, die eine Annäherung, die 
Schaffung eines aufrichtigen Freundschaftsverhältnisses und den Ausbau 
enger Wirtschaftsbeziehungen ersehnen".** Die Zeitung ..Szabad Nép" 
würdigte unter dem Titel" Die Ehre des demokratischen Ungartums ist 
makellos" die M orte des Vorsitzenden des SNR. mit denen er unter an­
derem auch das ungarfeindliche Verhalten der slowakischen ..Alibisten", 
der frischgebackenen Demokraten verurteilt hat.-" Das Blatt wollte mit 
diesem Artikel eigentlich ein doppeltes Ziel erreichen: einerseits die Beruhi­
gung der ungarischen öffentlichen Meinung, andererseits aber die Notwen­
digkeit einer scharfen Differenzierung zwischen den Vertretern der slowa­
kischen Kommunisten und Demokraten, beziehungsweise des bürgerlichen 
Nationalismus. In der kommunistischen Presse wird jedoch die Zuversicht 
sehr bald durch die laut werdende Stimme der Besorgnis abgelöst. Szabad 
Nép wies in seinem Artikel ..Wie wird sich die Lage der Ungarn im Födera­
tivstaat der Tschechen und Slowaken gestalten" schon auf beide Möglich­
keiten hin, indem es schrieb: ..Kollektive Verantwortlichmachung — oder 
Zusammenarbeit mit den ungarischen Demokraten".^'
Die politische Presse interpretierte natürlich zumeist die Meinung der 
betreffenden Parteien, deren Leiter gezwungen waren, sich immer mehr mit 
den Problemen der ungarischen Nationalität in der Tschechoslowakei zu 
befassen. In der Sitzung des Verwaltungsausschusses der Nationalen 
Bauernpartei vom 3. Mai 1 945 wurde die Meinung laut, dass sich in der 
Tschechoslowakei ,,die Lage der ungarischen Minderheit unerträglich 
gestaltet hafA* Die Worte der Erbitterung und des Pessimusmus waren 
alier auch im Bericht der Parteiführung der Sozialdemokratischen Partei 
vom 10. Mai hör!tar."'- Ähnlicherweiso widerspiegelte sich die Besorgnis 
um das Schicksal der tschechoslowakischen Bevölkerung ungarischer 
Nationalität in der Sitzung des Politischen Ausschusses der Ungarischen 
Kommunistischen Partei vom Ende Mai, die internationale Fragen behan­
delt hat.33 Die Provisorische Nationalregierung wandte sich — im Ein­
vernehmen mit der Stellungnahme der Koalitionsparteien — zwischen 
April und Juli 1945 in nicht weniger als 27 Fällen an die Alliierte 
Kontrollkommission in Angelegenheit der ungarischen Nationalität in 
der Tschechoslowakei, namentlich wegen der zahlreichen Ausweisungen
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aus dem Gebiet der Republik.-" Nachdem es jedoch immer offensichtlicher 
wurde, dass die Tschechoslowakei einen Teii der Bevölkerung ungarischer 
Nationalität mit den in Ungarn lebenden Slowaken anhand eines ..Bevöl­
kerungsaustausches" auszutauschen wünscht, den restlichen Teil alter an 
die Stelle der ungarländischen Deutschen auszusiedeln plant, antwortete 
Aussenminister.lános Gyöngyösi in seiner Ende-Juni in Békéscsaba gehal­
tenen Rede ..offiziös" auf diese tschechoslowakischen Vorstellungen. Der 
Aussenminister erklärte, dass die ungarische Regierung ihrerseits einen 
Bevölkerungsaustausch oder eine Aussiedelung niemals anhahnen und zu 
solchen ihre Zustimmung ausschliesslich im Falle eines internationalen 
Altkommens geben würde. Gleichzeitig legte er fest, dass die Provisorische 
Nationalregierung den in Ungarn leitenden Nationalitäten, innerhalb 
dieser auch den Slowaken, eine völlige Gleichberechtigung sowohl auf dem 
politischen, wie auch auf dem wirtschaftlichen und kulturellen Gebiet 
zusichert. Falls alter, Maasen des ungarländischen Slowakentums oder 
auch nur einzelne dessen doch lieber die Tschechoslowakei als ihr Heiniat- 
nd wäh hn würden, würde die ungarische Regierettg dem keinerlei 
Schranken in den W eg stellen, im Gegenteil, sie würde den Aussiedtern 
hinsichtlich ihres Eigentums die gleichen Garantien leisten, die die Tsche­
choslowakei den ihrerseits ausgowiesenen Ungarn geleistet hat, oder in 
Zukunft leisten wird.33
Das Blatt der Bürgerlichen Demokratischen Partei ..Világ" berichtete 
in seinem Artikel ..Englische Note an die Tschechoslowakei in der Frage 
der Minderheiten" darüber, dass die britische Regierung die Tschechos­
lowakei darauf aufmerksam machte, dass,,sie der Politik eitler massenmäs- 
sigen Aussiedelung nicht beistimmt, und laut ihrer Beurteilung müsse diese 
Frage von den Kontrollmächten gemeinsam gelöst werden, nicht aber 
allein von der tschechoslowakischen Regierung".3" Die Note der britischen 
Regierung stimmte im wesentlichen mit jenem Memorandum überein, 
das das Aussenministerium der USA am 12. Juni 1!<45 an die Provisorische 
Nationalregierung gerichtet hat, und das gegen eine Verantwortlichmachung 
von Volksgruppen auf Nationalitätengrundlage und eine massenhafte 
Ausweisung aus dem betreffenden Land Stellung nahmA? Die amerika­
nische und die britische Regierung interessierte sich in erster Linie freilich 
nicht für die Lage der Bevölkerung ungarischer Nationalität in der Tsche­
choslowakei, sondern vielmehr für das Schicksal der Deutschen, genauer 
für den Zusammenhang der Aussiedelung mit der deutschen Frage.33 
Ein Beweis dessen ist übrigens auch der Umstand, dass sich einstweilen 
weder Gmssbritannien noch die USA zu einem ähnlichen Schritt in der 
Angelegenheit der Ungarn in der Tschechoslowakei entschliessen konnten.
Die Stellungnahmen der Potsdamer Konferenz erfüllten — zumindest 
was das Schicksal der ungarischen Nationalität in der Tschechoslowakei 
betraf — sowohl die Partei und Regierungskreise, als auch die breitere 
öffentliche Meinung in Ungarn mit Befriedigung. Dies brachte auch jene 
Meinung Perem Krdois, eines Führers der Nationalen Bauernpartei zum 
Ausdruck, wonach ,,die Konferenz die Aussiedelung der Ungarn, trotz der 
tschechoslowakischen Bestrebungen, nicht unterstützt hat".3" Doch diese
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Befriedigung erwies sich als verfrüht, wei! sich das Verhalten der Tsche­
choslowakei im Zusammenhang mit der ungarischen Nationalität nicht 
geändert hat, im Gegenteil, es wurde gewissermassen noch härter. Die sich 
auch nach Potsdam fortsetzenden Ausweisungen zwangen die Provisorische 
Nationalregierung dazu, sich hei der Alliierten Kontrollkommission 
in einer neuerlichen Note gegen die weitere Verschlechterung der Lage des 
Ungartums in der Tschechoslowakei zu verwahren.*"' Auch der X XXIV 
Kongress der Sozialdemokratischen Partei erhob kräftig seine Stimme in 
dieser Angelegenheit." In der Sitzung des Politischen Ausschusses der 
Ungarischen Kommunistischen Partei vom 15. August 1945 wurde das 
Schicksal des Ungartums in der Tschechoslowakei als ,,nach wie vor unge­
löst" bezeichnet. Die Partei der Unabhängigen Kleinlandw irte hingegen 
befasste sich mit der Lage der ungarischen Nationalität in der Tsche­
choslowakei immer mehr mit Rücksicht auf ihre innenpolitischen Ziele, 
konkreter auf ihre Roile bei den Wahlen zur Nationalversammlung, was 
auch darin zum Ausdruck kam, dass sie gleichsam als Antwort auf die 
ungarfeindlichen Gesten der tschechoslowakischen Politik und Presse 
Nationalismus Nationalismus gegenüberzustellen trachtete.'-
Die Arbeiterparteien, und namentlich die Kommunistische Partei 
w ies jedweden Nationalismus ab und setzte sich für die Erkenntnis ein, 
dass die Völker der beiden Nachbarländer aufeinander angewiesen sind 
sowie dafür, dass es notwendig ist, dass sie die sich aus dieser Erkennt­
nis ergebenden Folgerungen gegenseitig ziehen. Gleichzeitig damit ver­
schwieg sie hingegen ihr Interesse für das Schicksal der Bevölkerung unga­
rischer Nationalität in der Tschechoslowakei nicht, und unterrichtete che 
öffentliche Meinung in realer Weise, nicht allein hinsichtlich des tschechos­
lowakischen Verhaltens, sondern auch was den ausländischen Standpunkt 
in dieser Frage betraf.'" Die Ungarische Kommunistische Partei legte 
ihre Meinung im Laufe der Monate September und Oktober teils bezüglich 
der offiziellen tschechoslowakischen Asserungen, teils in bezug auf die in 
Ungarn auigetauchten negativen Erscheinungen antwortend, wiederholt 
dar. Und zwar verknüpfte sie die Abweisung der tschechoslowakischen 
Aussiedolungspolitik mit dem Schutz der grundlegenden Interessen der 
Bevölkerung ungarischer Nationalität, was sie durch den Ausbau inniger 
freundschaftlicher Beziehungen zu dem Nachbarland zu realisieren wün­
schte."'
Ministerpräsident Zoltán Tildy erblickte in seiner Programmrede 
vom 30. November 1945 das grösste Hindernis der Schaffung eines gut­
nachbarlichen Verhältnisses der beiden Länder ebenfalls im Verhalten 
der tschechoslowakischen Regierung gegenüber der ungarischen Nationa­
lität. ,,Das demokratische Ungarn wünscht auch mit der Tschechoslowa­
kischen Republik ein gutnachbarliches Verhältnis zu schaffen. Wir müssen 
eingestehen", betonte Tildy, ,,dass unser diesbezügliches Bestreben 
bisher erfolglos blieb, weil wir infolge der dort im Gange befindlichen, das 
dortige Ungartum schwer belastenden Ereignisse das gutnachbarliche 
Verhältnis nicht zustandebringen konnten. Es ist allgemein bekannt, dass 
in der Tschechoslowakei ungarische Staatsbürger ihres Vermögens beraubt.
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in grossen Massen ausgewicsen oder in Intei'nierungslagern festgehalten 
werden, bloss deshalb, wei) sie Ungarn sind. Dem Ungartom in der Tschecho­
slowakei worden die politischen Rechte, die kulturellen Lebensbedingungen 
entzogen, was mehr, infoige verschiedener Yermögenscntxiehungs- und 
entrechtenden Massnahmen ist heute bereits die Mögiichkeit einer materiel­
len Lebenserhaltung für das dortige Ungartum zweifelhaft geworden". 
Die der Schaffung eines gutnachbarlichen Verhältnisses im Wege stehenden 
Hindernisse vermochte natürlich auch Ministerpräsident Tildv nicht zu 
beseitigen, waren doch dessen Mittel nicht in Händen der ungarischen, 
sondern allein und ausschliesslich in den der tschechoslowakische!! Regie­
rung.
*
Anfang Dezember l!U.i reiste Aussentninister .länos Uyüngyösi 
auf Rinladung der tschechoslowakischen Regierung — nach Prag, um 
autgrund persönlicher Besprechungen eine Lösung der zwischen den beiden 
Staaten bestehenden strittigen Fragen zu suchen und zu finden. An den 
zwischen dem 3. und 6. Dezember geführten Verhandlungen war die 
Tschechoslowakei durch Staatssekretär für Äusseres Vladimir Dementis 
vertretend''
Im Laufe der Verhandlungen legte Ulementis jenen Standpunkt 
dar, wonach seine Regierung die ungarische Nationalität und die deutsche 
Minderheit nicht in gleiche!' Weise beurteile, nichtsdestoweniger aber daran 
festhalte. dass die Lage der Ungarn in der Tschechoslowakei endgültig 
gelöst werden muss. Im Zusammenhangdamit erklärte er aber sofort, dass 
die Lösung nicht in der Form einer Urenxberichtigung zugunsten Ungarns 
realisiert werden kann. Als (irund dessen bczeichnete er unter anderem die 
Rolle Ungarns im Zweiten Weltkrieg sowie den Umstand, dass die Pro­
visorische Nationalregierung ihre sich aus den! WaffenstiHstandsverhand- 
lungen ergebenden Verpflichtungen der Tschechoslowakei gegenüber 
nicht erfüllt habe. Der ..Feldzug", aber, den die ungarische Presse, beson­
ders der Rundfunk gegenüber der Tschechoslowakei führte, habe das 
Zustandenkonnnen einer Atmosphäre des Vertrauens, die zu den Verhand­
lungen unbedingt notwendig ist, in der tschechoslowakischen Regierung 
und der öffentlichen Meinung nur noch weiter verschlechtert. Dementis 
wies auch daraufhin, dass seine Regierung die Durchführung der Vermö­
gensenteignungen deshalb autgehoben hat. weil sie der Möglichkeit einer 
Vereinbarung mit der ungarischen Regierung vertraut.'" Der Staatssekre­
tär für Äusseres betrachtete unter den strittigen Fragenden Bevölkerungs­
austausch für die wichtigste. Im Zusammenhang mit dessen Realisierung 
beantragte er. dass die Tschechoslowakei dem zahlenmässigen Verhältnis 
der freiwillig heinikehrenden Slowaken entsprechend Personen ungari­
scher Nationalität nach Ungarn umsiedelu würde. Zwecks Vorberei­
tung fies Bevölkerungsaustausches würde eine tschechoslowakische 
Sonderkonimission nach Ungarn reisen. Die ungarische Regierung würde 
dieser Konimission Bewegungsfreiheit und zwecks erfolgreicher Durch­
führung ihrer Arbeit jedwede Unterstützung zusichern. Die repatriieren-
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den Stowaken und die seitens der Tschechoslowakei ausgesiedetten Ungarn 
dürften ihr Wirtschaftsinventar und ihre sonstigen Mobilien mit sieh 
nehmen, für ihr immobites Vermögen hingegen würden sie entschädigt 
werden. Die übrigen Ungarn der Tschechoslowakei — mit Ausnahme jener, 
die die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft erhalten würden -  müss­
ten aufgrund einer einseitigen Ausweisung ihren Wohnort verlassen und 
nach Ungarn umsiedeln. Freilich würde auch die Bevölkerung ungarischer 
Nationalität, welche die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft erhält, 
über keinerlei Minderheitsrechte verfügen. Die ungarische Regierung würde 
sich hingegen auch hinsichtlich dessen verpflichten, dass sie in ihrer Presse 
und im Rundfunk jedwede revisionistische uüd den Bevölkerungsaus- 
tausch ablehnende Propaganda einstellt. Demgegenüber würde die 
tschechoslowakische Regierung den individuell Repatriierenden keinerlei 
Hindernis in den Weg stellen, die Presse würde dem Bevölkerungsaustausch 
gegenüber ein positives Verhalten an den Tag legen und die Um bezie­
hungsweise Aussiedelung der Ungarn im Inland und ins Ausland einstellen, 
mit Ausnahme der Kriegsverbrecher sowie jener, die seit 2. November 
1038 in der Tschechoslowakei leben. Schliesslich beantragte der Staatssek­
retär des Äusseren die Errichtung einer tschechoslowakisch—ungarischen 
gemischten Kommission zwecks Koordinierung des Bevölkerungsaus­
tausches.
Der ungarische Aussenminister anerkannte, dass Ungarn ihren im 
WaffenstilIstandsabkommen übernommenen Wiedergutmachungsverpfli­
chtungen zum Teil ohne eigenes Verschulden, zum Teil infolge der ausseror­
dentlich schw ierigen Wirtschaftslage des Landes tatsächlich nicht restlos 
nachkommen konnte. '* In bezug auf die Tätigkeit des Rundfunks und der 
Presse aber bemerkte er, dass diese die tschechoslowakischen entrechtenden 
Massnahmen gegenüber der Bevölkerung ungarischer Nationalität lange 
genug wortlos dahinnahmen. Als wichtigste Frage der bilateralen Verhand­
lungen bezeichnete übrigens auch er den Bevölkerungsaustausch. Er 
erklärte. dass die ungarische Regierung die Methode des Bevölkerung­
saustausches grundsätzlich missbilligt, doch zwecks Förderung der Schaf­
fung eines ,,gewissen Ruhezustandes" zwischen den beiden Ländern will 
sie sich vor einer freiwilligen Umsiedlung der ungarländischen Slowaken 
nicht verschliesscn. Darüber hinausgehend nimmt sie auch zur Kenntnis, 
dass der Anzahl der slowakischen Umsiedler entsprechend Personen unga­
rischer Nationalität aus der Tschechoslowakei nach Ungarn ausgesiedelt 
werden. Gleichzeitig wies sie jenen Vorschlag beziehungsweise Plan ent­
schieden ab, der sich auf eine einseitige Ausweisung bezog und erw ies sich 
auch zum Bovülkerungsaustausch nur in dem Fall geneigt, wenn die tsche­
choslowakische Regierung der dort lebenden ungarischen Nationalität die 
menschlichen, bürgerlichen und Minderheitsrechte ,,fiir die Gegenwart und 
die Zukunft" gewährleistet/'" Die Suspendierung beziehungsweise Ausser­
kraftsetzung der Durchführung der die Interessen der ungarischen Natio­
nalität verletzenden Massnahmen und der einseitigen Ausweisungen aber 
betrachtete sie als Vorbedingung für eine Vereinbarung zwischen den 
beiden Regierungen. Der Aussenminister zeigte sich übrigens auch bereit.
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jene Bestreitung der tschechoslowakischen Regierung zu t'illigen und 
zu respektieren, dass die Tschcchostowakei zum Nationalstaat der Tsche­
chen und Stowaken werde, unter der Bedingung, wenn sie zur Kenntnis 
nimmt, dass diese Frage durch eine Aussiedelung nicht getost werden kann, 
es kann höchstens davon die Rede sein, dass die hauptsächlich ..Landwirt­
schaft betreibenden Ungarn mit den zu ihnen gehörenden Boden und Gebie­
ten übergehen werden"/'' Gvöngyösi gab aber auch seiner Überzeugung 
Ausdruck, dass wenn (he tschechoslowakische Regierung die Minderheits- 
reehte der ungarischen Bevölkerung geltend gemacht hätte, die vertie­
fenden strittigen Fragen gar nicht auftauchen würden. Der Aussenminister 
beantragte schliesslich zwecks Entscheidung der strittigen Fragen die 
Errichtung einer gemischten Kommission, in der siet) auch die athierten 
( irossmächte vertreten lassen würden.
Bei den Prager Verhandlungen kam es. und konnte es auch 
nicht zu einer Vereinbarung kommen, näherten sich doch die Vertreter 
der beiden Regierungen von eitler diametral entgegengesetzten Richtung 
der Nationalitätenfrage. Aber auch die ,,Positionen" der Verhandlungs­
partner waren nicht die gleichen. Ulementis vertrat die Tschechoslowakei, 
die zu den Siegern zählte, Gvöngyösi hingegen das besiegte Ungarn. Nichts­
destoweniger ergaben sich im Laufe der Verhandlungen doch solche Ge­
sichtspunkte. es kamen solche Ausgangspunkte zustande, von denen 
ausgehend die Gegensätze zumindest für die Zukunft — vermindert 
werden konnten. Dies alles bot freilich einstweilen praktisch bloss die 
Möglichkeit einer eventuellen Fortsetzung der Verhandlungen an.
Nach den ergebnislos abgeschlossenen Prager Verhandlungen unter­
nahm Aussenminister Gyöngyüsi anfangs Februar 1946 einen neuerlichen 
Versuch, um mit den Vertretern der tschechoslowakischen Regierung 
in der Angelegenheit der Bevölkerung ungarischer Nationalität irgendeine 
Vereinbarung zu treffen/- Das Zustandekommen einer Vereinbarung 
drängte auch der Umstand, dass sich der frühere Standpunkt der tschecho­
slowakischen Regierung im Zusammenhang mit der Beurteilung der 
ungarischen Nationalität auch im Dezember 1943 und im Januar 1946 
nicht wesentlich geändert hat. Ja. die tschechoslowakische Presse richtete 
ohne Rücksicht auf die Parteizugehörigkeit heftige Angriffe gegen 
Ungarn und steigerte ihre Kampagne, um eine tunlichst baldige Entfernung 
der ungarischen Nationalität zu erzw ingen/" Dazu kam, dass es der unga­
rischen Regierung nicht gelungen ist bei den alliierten Grossmächten 
durchzusetzen, dass diese die Tschechoslowakei zu einer besseren Einsicht 
und einem nachgiebigeren Verhalten der ungarischen Nationalität gegenü­
ber bewegen/' Gesandter Schoeufeld teilte am 9. Februar 1946 — in 
Beantwortung der Noten des ungarischen Aussenministers vom 20. No­
vember und 11 Dezember 1945 — auch offiziell mit. dass die USA das 
Zustandebringen einer internationalen Kommission zur Prüfung der 
ungar¡seit-tschechoslowakischen Frage oder zur Kontrolle jedweden Be­
völkerungsaustausches ,,nicht für durchführbar hält". Dementsprechend 
unterstützt sie auch den Wunsch Ungarns hinsichtlich einer internationalen 
Kontrolle der von Ungarn bewohnten Gebiete der Slowakei nicht. Zugleich
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legte Schocnfeld auch fest, tlass ,,die Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika eine solche humane Lösung anerkennen und unterstützen 
wird, über die sich die Regierungen Ungarns und der Tschechoslowakei 
untereinander frei geeinigt haben".^ Nachdem also die westlichen Gross- 
mächte in dieser Frage im wesentlichen ausschliesslich eine bilaterale 
Vereinbarung als gangbaren Weg betrachteten, blieb der ungarischen 
Regierung eigentlich keine andere Wahl übrig, wie eine Wiederaufnahme 
der Verhandlungen mit der Tschechoslowakei.
Zur Fortsetzung der Verhandlungen über die strittigen Fragen, na­
mentlich im Zusammenhang mit dem Bevölkerungsaustausch, kam es 
zwischen dem 6. und 10. Februar 1946 wiederum in Prag.s" An der zweiten 
Prager Verhandlung kam zwischen den Vertretern der beiden Regierungen 
eine Vereinbarung zustande, die sich in dem gemeinsam erarbeiteten 
Entwurf eines Abkommens über den ungarisch-tschechoslowakischen 
Bevölkerungsaustusch verkörpert hat. Über den Ablauf der Prager Ver­
handlungen und das Abkommen berichtete János Gyöngyösi am 16. 
Februar 1946 in der Sitzung der inzwischen unter dem Vorsitz von Ferenc 
Nagy konstituierten Regierung.^? Demnach gibt die ungarische Regierung 
ihre Zustimmung zur freiwilligen Umsiedlung der ungarländischen Slowa­
ken in die Tschechoslowakei. Die Tschechoslowakei kann zwecks Vorberei­
tung der Umsiedlung der Slowaken, der Übernahme der Erklärungen bezüg­
lich der Anmeldungen und zur Abwicklung der ganzen Umsiedlungsaktion 
eine Regierungskommission nach Ungarn entsenden. Die ungarische 
Regierung wird die Tätigkeit der Kommission in jeder Weise unterstützen, 
ihr auf dem gesamten Landesgebiet freie Bewegung und die Möglichkeit 
gewähren, mit der Bevölkerung slowakischer Nationalität unmittelbar in 
Berührung zu treten. Die Kommission darf zwecks Anspornung zur Umsied­
lung in Schrift und Wort sowie über den ungarischen Rundfunk eine Pro­
paganda ausüben, jedoch ausschliesslich in slowakischer Sprache. Ausser­
dem darf sie in jeder betroffenen Gemeinde zwei öffentliche \  ersammlungen 
abhalten. Zur Werbetätigkeit stehen ihr sechs Wochen zur Verfügung, die 
Kommission und deren Mitglieder sind jedoch in jedem Fall verpflichtet 
sich jedweder Äusserung zu enthalten, die gegen dicSouvcrcnitüt des ungari­
schen Staates verstossen oder sich gegen das ungarische Volk richten würde.
Die ungarländischen Slowaken mussten ihre Umsiedlungsabsicht 
innerhalb von drei Monaten - von der Unterzeichnung des Abkommens 
gerechnet — bei der Kommission anmeldcn. Die Anmeldung musste aber 
- im Falle einer gerechtfertigten Verspätung — auch noch einen Mo­
nat später für gültig betrachtet werden. Die Kommission war verpflichtet 
die Namcnsliste und sonstige Daten jener die sich zur Umsiedlung ange­
meldet haben, einen Monat nach dem dreimonatigen Anmeldetermin, 
beziehungsweise lő Tage nach der Nachfrist der ungarischen Regierung 
bekanntzugeben.s"
Die Tschechoslowakei sicherte sich -  wie dies aus dem Abkommenent­
wurf hervorgeht -  auch dazu das Recht, der Anzahl der umsiedelnden 
Slowaken entsprechend die gleiche Zahl solcher Einwohner ungarischer 
Nationalität zu entfernen, richtiger zur Aussidelung vom Gebiet der Re-
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[jubiik xu bestimmen, die ihre Staatsbürgerschaft, den dicsbcxü"iirhen 
tschechoslowakischen Rechtsnorm!')) entspreihend. verlöret) haben. liarübct- 
hinaus konnte die tschechoslowakische Regierung weitere Personen aussie- 
dehi, die laut §§ ! -  4 und .1 der Verordnung des MNR vom 5. Mai lt)45 als 
Kriegsverbrecher gelten, deren Anzahl aber I Ohn nicht übe!-schreiten 
thnfte. Ungarn war verpflichtet <<))ige ausn:)hmslos aufxunehmcn und 
ilmcn die Staatsl.iirgerschaft xu erteilen, (deichzeitig mussten bei der 
Anzal)l der Auszusiedelnden nact) tbtgarn auch jene Personen berücksichtigt 
werden, die aus der .Tschechoslowakei bereits ausgewiesen wurden oder von 
dort weggezogen sind, mit Ausnahme der als Kriegsverbrecher geltenden. 
Die Tschechoslowakei verpflichtete sich auch dazu, dass die gesellschaft­
liche, Vermögens- und Hcschäftigungszusammcnsetxung der zur Aussiedlung 
Bestimmten der Schichtung der Bevölkerung ungarischer Nationalität 
proportional entspreche. Die zur Aussiedlung bestimmten Personen 
dürfen ihre Mobilien ohne jede Zoll- beziehungsweise Aus- und Einfuhr­
beschränkung mit sich nehmen; ihre Immobilien fallen hingegen dem 
tschechoslowakischen Staat zu. für die er eine Entschädigung zu zahlen 
hat, mit Ausnahme jenes Besitzanteils, der 50 Katastraljoch übersteigt. Die 
mit der Umsiedlung der Ungarn verbundenen Kosten gingen zu Lasten 
des unga!¡schon Staates, die der umsiedelnden Slowaken hingegen zu denen 
der Tschechoslowakei.3"
Zwecks Erleichterung der Durchführung des Abkommens war die 
Erstellung einer aus je zwei Mitgliedern bestehenden gemischten Kommis­
sion vorgesehen, deren Vorsitzender „aus den Staatsbürgern der Vereinten 
Nationen" gewählt werden sollte. Die in der gemischten Kommission 
vorgebrachten Anträge durften im allgemeinen nur im Falle einer Einstim­
migkeit in Kraft treten, in Ermangelung derer war die Stellungnahme des 
Vorsitzenden entscheidend.
Die Vertreter der beiden Regierungen schlossen dem Abkommenent­
wurf bezüglich des Bevölkerungsaustausches ein Protokoll an "' Ln Proto­
koll versprach die tschechoslowakische Regierung bis zur endgültigen 
Regelung der Lage der Bevölkerung ungarischer Nationalität die Durch­
führung der Massnahmen bezüglich der Aussiedelung und der Umsiedlung 
innerhalb der Republik aufxuheben, sowie keine weiteren Vermögens 
entxiehungen vorzunehmen und den entlassenen öffentlichen Angestellten 
und Rentnern ungarischer Nationalität eine -  zur Erhaltung ihres Exis- 
tenzminimums nötige —soziale Unterstützung zuxusichern. (doichxeitl" 
damit legte die tschechoslowakische Regierung auch im Protokoll ihr 
Recht nieder, wonach sie — falls sie ihre maprünglichen Pläne bezüglich 
der ungarischen Nationalität im Laufe der später xu führende!) Verhand­
lungen nicht durchsetzen könnte, - die Frage der Friedenskonferenz 
vorzulegen oder eine andere Lösung zu suchen berechtigt ist. Auch die 
ungarische Regierung behielt sich das Recht vor. die Mache der Bevölkerung 
ungarischer Nationalität in de!* Tschechoslowakei zur Entscheidung even­
tuell der Friedenskonferenz anzuvertrauen, falls jedoch die tschechoslo­
wakische Regierung sich zur Lösung der Frage mit anderen Mitteln 
entschliessen würde, beanspruchte sie für sich freie Hand."-
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Der Ministerrat nahm den Bericht des Aussenministers Gyöngyösi 
zur Kenntnis und stimmte der Unterzeichnung des Abkommens über den 
Bevölkerungsaustausch bei.'^ Das Abkommen über den Bevölkerungsaus- 
tausch war wie dies aus seinem gesamten inhalt hervorgeht keine 
Vereinbarung zweier gleichberechtigter Staaten beziehungsweise Regie­
rungen, sondern eine Vereinbarung zwischen der siegreichen Tschechos­
lowakei und dem besiegten Ungarn. Eine Regelung des Schicksals der Bevöl­
kerung ungarischer Nationalität in der Tschechoslowakei konnte man von 
diesem Abkommen schon von vornherein nicht erwarten. Die von ungari­
scher Seite gemachten, sozusagen beispiellosen Zugeständnisse kann man 
— über das oben Erwähnte hinausgehend — höchstens damit erklären, dass 
die in ihrer Tätigkeit international beschränkte und sich selbst überlassene 
Regierung keinen anderen Ausweg fand und damit den Versuch unternahm, 
den einseitigen Ausweisungen und den Anwendungen der für die Bevöl­
kerung ungarischer Nationalität ungemein schwierigen und ungerechten 
Massnahmen Einhalt zu gebieten. Ausserdem versuchte hier die ungarische 
Regierung auch die Taktik des Zeitgewinnes anzuwenden.
 ^ Die Vertreter der beiden Regierungen Unterzeichneten das ungarisch 
tschechoslowakische Altkommen über den Bevölkerungsaustausch am 27. 
Februar 1046 in Budapest/" Nach der Unterzeichnung des Abkommens 
trafen sich -  auf Clementis' Initiative -  die Mitglieder der tschechoslo­
wakischen Regierungsdclegation mit den Führern der Koalitionsparteien. 
Gelegentlich des Treffens legte der tschechoslowakische Staatssekretär 
für Äusseres dar. dass das in der Angelegenheit des Bevölkerungsaustausches 
zustandegekommene Abkommen das Problem der ungarische)! Nationali­
tät keineswegs löse. Hernach wiederholte er jenen tschechoslowakischen 
Standpunkt, wonach die Tschechoslowakei ein Nationalstaat werden will 
und sich der deutschen und ungarischen Minderheit entledigen möchte. Im 
Zusammenhang damit schlug Clementis vor. die beiden Regierungen mögen 
ein weiteres Abkommen treffen, demnach Ungarn auch die nach Durch­
führung des ernten Abkommens noch in der Tschechoslowakei verblei­
benden Ungarn, — deren .Anzahl der Staatssekretär für Äusseres auf etwa 
2t)f) 000 Personen schätzte —. ebenfalls im vollen Umfang aufnehmen soll. 
Um seinen W orten grösseren Nachdruck zu verleihen, erklärte Clementis 
auch, dass die in der Tschechoslowakei verbleibenden Ungarn mit einem 
Minoritätenschutz überhaupt nicht rechnen dürften. Was mehr, die in 
einem Block lebenden Nationalitäten würden in verschiedene Gegenden 
der Republik zerstreut umgesiedelt werden. Schliesslich legte er fest, dass 
von einer territorialen Änderung zu (dunsten Ungarns unter keinerlei 
Umständen gesprochen werden könne.
Auf obige Auseinandersetzungen antwortete als erster János Gyöngyösi 
im Namen der Partei der Unabhängigen Kleinen Landwirte, da ihn der an­
wesende Béla Varga darum gebeten hat. Gyöngyösi wies einerseits die ,,The­
sen" Clementis 'zurück, andererseits versuchte er zu beweisen, dass die 
Unabhängige Kleinen Landwirte eine Zusammenarbeit mit allen Nach­
barstaaten, so auch mit der Tschechoslowakei, anstrebt. Zugleich erklärte 
er. dass Frieden. Ruhe, Sicherheit und Zusammenarbeit zwischen den
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beiden Ländern nnr im ['alle einer Liquidierung der ungelösten Proldeme 
möglich ist. Seiner Meinung nach würde die Aussiedelung der Bevölkerung 
ungarischer Nationalität oder deren getrennte Umsiedelung innerhalb 
des Landes in Ungarn eine solche Verbitterung hervorrulen, die im wesent­
lichen die Schaffung guter Beziehungen zwischen Ungarn und der Tschecho­
slowakei unmöglich machen würde. „Die Partei der Kleinen Landwirte" .be­
tonte Uyöngyösi", fühlt sich verantwortlich gegenüber der ungarischen Na­
tion, dem Ungartum in der Tschechoslowakei und der Nachwelt. Abgesehen 
davon würde sie auch deshalb keine solche Vereinbarung treffen, weil 
die nationale allgemeine Meinung im Falle einer solchen Vereinbarung die 
derzeitige demokratische Führung wegfegen würde"."" Gyöngyösi zo". 
gleichsam als Zusammenfassung seiner Meinung — im Einvernehmen mit 
Béla Varga -  die Sch lu ß folgern ng. dass die seitens ( lementis vorgosch lagene 
..Lösung" genauso unannehmbar ist. wie man sich auch dagegen verwahren 
muss, was der Staatssekretär des Ausseren der Tschechoslowakei für den 
Fall, dass sein Vorschlag abgewiesen würde, in Aussicht gestellt hat. Má- 
tyás Rákosi wies vor allem darauf hin. dass die Annahme des Vorschlags 
Clementis' den Sturz der ungarischen Volksdemokratie bedeuten würde, 
was sich selbstverständlich auch auf die zukünftigen Verhältnisse der 
I schechoslowakci auswirken würde. Die ungarischen Kommunisten können 
der Unterzeichnung eines solchen Vertrags nicht zustimmen -  sagte der 
Generalsekretär der Ungarischen Kommunistischen Partei aufgrund 
dessen ..das gesamte Ungartum der Slowakei nach Ungarn unwesiedelt 
werden müsste"."' Árpád Szakasits und Imre Kovács schlossen sich im 
Namen der Sozialdemokratischen Partei beziehungsweise der Nationalen 
Bauernpartei der Meinung jener an, die vor ihnen das Wort ergriffen haben. 
Péter Veres hingegen ergänzte die Äusserungen noch damit, dass er den 
Anspruch der Tschechoslowakei auf die Schaffung eines Nationalstaates 
würdige, da ja „auch wir nichts anderes wollen", freitich nicht im Sinne 
der Auffassung Clementis'.""
(Gelegentlich der Besprechungen, die die Mitglieder der tschechoslo­
wakischen Regierungsdelegation mit den Führern der Koalitionsparteien 
führten, kam der Gedanke wieder zur Sprache, dass die beiden benach­
barten Volksdemokratien durch weitere gegenseitige Zugeständnisse, 
eventuell anhand gewisser territorialer Änderungen einander näher ge­
bracht werden könnten. Der Standpunkt der Teilnehmer an dem Treffen 
stand jedoch auf diesem Gebiet so fern voneinander, dass eine endgültige 
Vereinbarung — aufgrund bilateraler Verhandlungen -  sozusagen völhg 
aussichtslos schien. Nach der Zusammenkunft am 27. Februar gab übrigens 
auch die kommunistische Presse schon einen kräftigeren Ausdruck den 
zwischen dem ungarischen und dem tschechoslowakischen Standpunkt in 
Erscheinung tretenden Unterschiedlichkeiten. Das Blatt „Szabad Nép" 
unterrichtete seine Leser in seinem Bericht von der Unterzeichnung des 
Abkommens über den Bevölkerungsaustausch im Grunde genommen über 
alle wichtigeren Fragen, die an den Verhandlungen zur Sprache kamen — 
mit Ausnahme der territorialen Frage.""
*
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Die Tschechoslowakische Umsiedlungskommission Itcgann — im 
Sinne des diesbezüglichen Punktes des Abkommens über den Bevölkerungs- 
austausch — am 4. März ]946 ihre Tätigkeit in Ungarn. Die Alitglieder 
und Exporten der Kommission suchten die Siediungen Ungarns, wo 
Bevölkerung slowakischer Nationalität lebte, der Reihe nach auf. Sie 
veranstalteten Versammlungen und Vorträge, führten gruppenweise und 
individuelle Gespräche, verteilten und kolportierten schriftliches Werbe­
material im Kreise des Slowakentums. Ausserdem gaben sie das wöchent­
lich dreimal erscheinende Blatt ,,Sloboda" heraus, ferner stand ihnen über 
eineinhalb Monate lang — für Sendungen von täglich 30 Minuten — auch 
der Budapesté!* Rundfunk zur Verfügung.?"
Schon in den ersten Tagen und Wochen der Tätigkeit der Tschechos­
lowakischen Umsiedlungskommission stellte es sich heraus, dass deren Mit­
glieder das Abkommen über den Bevölkerungsaustausch, die Vorbereitung 
der Repatriierung der Bevölkerung slowakischer Nationalität sehr „elas­
tisch" auslegen und behandeln. Namentlich mit den ohne Bewilligung 
eintreffenden ..Experten" ergaben sich zahlreiche Probleme. Schriftsteller. 
Schauspieler, Journalisten, Pfarrer und Vertreter des slowakischen gesell­
schaftlichen Lebens von unterschiedlicher politischer Einstellung übten 
ihre Tätigkeit sozusagen ohne jedwede Kontrolle aus. Zwecks Erweckens 
des Interesses für die Umsiedlung berieten sie sich nicht so sehr auf das 
nationale Bewusstsein der Bevölkerung slowakischer Nationalität, sondern 
eigentümlicherweise auf die sich aus der tatsächlich schwierigen wirt­
schaftlichen Lage Ungarns ergebende Aussichtslosigkeit.?^ Ausserdem 
verbreiteten sie in weitem Kreis, dass jene Slow aken, die jetzt nicht frei­
willig auswandern, später mit Gewalt in die Tschechoslowakei ausgesiedelt 
werden, dann aber würden sie keinen Boden mehr bekommen. Was mehr, die 
hier Verbleibenden werden von den ungarischen Behörden in Transdanu­
bien zerstreut umgesiedelt, beziehungsweise zu den slowakischen Fami­
lien werden aus der Tschechoslowakei ausgesiedolte Ungarn eingewiesen.?"
Die Mitglieder der Tschechoslowakischen Umsiedlungskonimission 
und die die Umsiedlung antreibenden Propagandisten wurden in den mei­
sten Ortschaften zweifellos mit lebhaftem Interesse, zuweilen mit Begei­
sterung seitens der Bevölkerung slowakischer Nationalität empfangen. 
Der Wunsch in die Tschechoslowakei umzusiedeln war bei vielen tatsäch­
lich von dem natürlichen Anspruch der Zugehörigkeit zu einer national- 
staatlichen Gemeinschaft genährt. Eine nicht minder bedeutende Rolle 
spielte aber auch die Möglichkeit einer Bodenzuteilung, deren Bedeutung 
durch tien Umstand nur noch gesteigert wurde, dass jenseits der Theiss 
auch nach der Bodenreform vom Jahre 1945 große Müssen nach wie 
vor ohne Boden blieben. Doch gab es unter jenen, die umzusiedeln wün­
schten. solche Slowaken — und auch nicht Slowaken —, die eine leichte 
und rasche Bereicherung, Wohlstand, eventuell das Schuldbewusstsein 
ihrer rechtsgerichteten Vergangenheit oder die Hoffnung einer Flucht vor 
der Verantwortlichmachung nach der Tschechoslowakei lockten. Gleich­
zeitig zögerte auch die Tschechoslowakische Umsiedlungskonimission 
selbst nicht sehr die Anmeldung von Einwohnern nicht slowakischer Natio-
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nalität. gcgelienenfalls auch die von Deutschen zu akze[)tieren. Nicht zu 
reden von der Annieiduttg Artgehöriger A*on Kriegsgefangenen — häufig 
ohne Rücksicht auf ihre nationate Zugehörigkeit . denen sie die Heimbe- 
fürderung der tetzteren vcrs])rachen. -lene Auffassung nätniicit. wonach 
in Ungarn im wesentlichen genausoviel Stowaken tehen. wie Ungarn in 
der Tschechostowakei, schien jeden und jedweden Bewerber zu rechtfer­
tigen.'^
Das Sekretariat der Ungarischen Kommunistischen t'artei befasste 
sich am t8. März l!)4ü eingetiender mit der das Abkommen über den Bevöl- 
kcrungsaustauscit vertetxcnden Tätigkeit der Tschechostowakischen Um- 
siedtungskommissiotr ttnd mit den Übertreibungen itrrer thottagaruta. 
Auf initiative der Kommunistischen Partei gab die Regierung unter 
Ecrcnc Nagy am 21. Atärz eine offizielle Erklärung att. die fotgendeserrtttiett: 
,,Die ungarische Regierung nahm stets den Standpunkt ein, dass jeder, der 
das Land vertassen witt, sich frei entfernen kann. Wer hingegen in Ungarn 
verbleiben wilt. geniesst hier totalen und lückenlosen Rechtsschutz. Der 
Leitgedanke der Politik der ungarischen Regierung ist, dass die Aussiedlung 
niemals aufgrund eines Zwanges, sondern immer aus freiwiltigem Ent­
schluss zu erfolgen hat, und dass die Aussiedler keinerlei Vermögensschädi­
gung erleiden dürfen. Von einer Umsiedlung kann nur innerhalb dieses 
Rahmens gesprochen werden. Kein ungarischer Staatsbürger wird weder 
jetzt noch später mit Dewalt zum Verlassen des Landes gezwungen oder 
gelegentlich der Aussiedlung seines Vermögens verlustig werden. Auf 
dem Gebiet Ungarns steht jeder ungarische Staatsbürger unter dem Schutz 
unserer Gesetze, und daran wird sich auch in Zukunft nichts ändern''.'* 
Die Abgabe ttnd Verbreitung obiger Erklärung urgierte übrigens auch der 
Umstand, dass im Kreise der Bewohner der betroffenen Gebiete das 
Interesse für die produktive Arbeit stark abnahm, was bei Eintritt des 
Frühlings — da cs sich grundlegend um Dorfbewohner gehandelt hat 
für die Zukunft sehr schwere Folgen haben konnte. In den von Slowaken 
bewohnten Gemeinden und Dörfern ging eine eigenartige Umlagerung 
politischer Art vor sich. Ausser der Umsiedlung spielte nämlich jede andere 
Frage eine zweitrangige, nebensächliche Rolle. ,,Bisher gruppierten sich 
die Dorfbewohner — stellt ein zeitgenössischer Bericht fest — so, dass 
auf der einen Seite die Anhänger der Demokratie, auf der anderen unsere 
Feinde standen. . . Heute gibt es zwei Gruppen: die Aussiedler und die hier 
Verbleibenden " U
In der ersten Hälfte April vermehrten sich in der ungarischen Presse 
auffallend Stimmen, welche die Nationalitätenpolitik der tschechoslowa­
kischen Regierung einer Kritik unterzogen. Diese wurden — abgesehen von 
den negativen Erfahrungen der Tätigkeit der Tschechoslowakische]! 
Umsiedlungskommission in Ungarn — in erster Linie dadurch genähr). 
dass sich im Gegensatz zu den Erwartungen der Regierung unter Ferenc 
Nagv, hauptsächlich jener der Linksparteien, die Lage der Bevölkerung 
ungarischer Nationalität in der Tschechoslowakei im wesentlichen nicht 
gebessert hat. Im Gegenteil es schien, als wollten die tshechoslowakischen 
Behörden das Abkommen über den Bevölkernngsaustausch selbst zur
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Entrechtung benützen. In dieser Hinsicht gerieten besonders die werk­
tätigen Hauern in Gefahr, da man mit Recht befürchten konnte, dass sie 
durch Anwendung der auf die sog. Meinen Kriegsverbrecher" bezüglichen 
Massnahmen in grossen Massen ihres Bodens verlustig und in die Liste 
der ,.überzählig" Auszusiedelnden aufgenommen werden. Ausserdem galt 
auch die Anordnung einer Konskription der Ungarn in der Tschechoslowa­
kei Grund zur Besorgnis, über deren Ursachen die ungarische Regierung in 
einer Note Aufklärung von der Tschechoslowakei verlangte.'" .Ungarn hat 
namhafte Opfer gebracht", so das Blatt „Szabad Nép," als sie 
das Abkommen über den ungarisch-tschechoslowakischen Hevölkerung- 
saustausch unterzeichnet hat. Die Vorteile dieses Abkommens liegen fast 
ausschliesslich auf tschechoslowakischer, und alle Nachteile auf ungarischer 
Seite. Ungarn wollte mit der Unterzeichnung des Abkommens den Beweis 
dafür liefern, dass es auch zu schweren Opfern bereit ist, um eine dauernde, 
friedliche Koexistenz zwischen Ungarn und der Tschechoslowakei zustande­
zubringen. .. Seit der Unterzeichnung des Abkommens über den Bevöl­
kerungsaustausch mussten wir jedoch eine Reihe solcher Erscheinungen 
erfahren, die den Beweis dafür erbringen, dass in der Tschechoslowakei 
der Bevölkerungsaustausch nicht als eine zur demokratischen Lösung der 
tschechoslowakisch — ungarischen Frage führende Brücke betrachtet wird, 
sondern als ein Sprungbrett zur völligen Liquidierung des Ungartums der 
Tschechoslowakei als Nationalitütengruppe"." Die Zeitung ..Národná Oh- 
roda" und andere tschechoslowakischen Blätter sowie die neuerliche Erklä­
rung Benes, vom 1". April 1046 zwangen das Blatt,,SzabadNcp" zu einer 
wiederholten Stellungnahme und Antwort. Der Präsident der Republik 
bewertete nämlich das Abkommen über den Bevölkerungsaustausch gele­
gentlich einer Ansprache, die er vor einer Delegation der ungarländische 
Slowaken gehalten hat, einfach als einen tschechoslowakischen „Sieg", und 
wiederholte seine Meinung, wonach die Ungarn die Tschechoslowakei ver­
lassen müssen. ,.Szabad Nép" antwortete dem Präsidenten, dass ,,für die 
Aussiedlung der Deutschen eine internationale Entscheidung vorliegt, 
für die Ungarn gibt es keine solche und wir haben Grund genug anzuneh­
men. dass es eine solche auch nicht geben wird. . . "?s Das Blatt klärte 
übrigens schon in einem früheren Artikel deutlich den Standpunkt der 
Kommunistischen Partei und der ungarischen Volksdemokratie im Zusam­
menhang mit der Bevölkerung ungarischer Nationalität in der Tschechos­
lowakei: ..Die Sicherung der menschlichen, bürgerlichen und kulturellen 
Rechte de!* ungarischen Minderheit in der Slowakei im Friedensvertrag 
ist das Ziel, dessen Erreichen elementare Pflicht der ungarischen Demok­
ratie ist".7" Die Darlegung dieses Standpunktes liess gleichzeitig auch 
empfinden, dass auch die Ungarische Kommunistische Partei — ähnlich 
den anderen Koalitionsparteien — immer mehr eine Regelung von interna­
tionaler Geltung bevorzugte, und innerhalb derer einen Ausweg aus der 
offensichtlichen Sackgasse des ungarisch-tschechoslowakischen Bevöl­
kerungsaustausches suchte.
Die Aussichten eines Erfolgs bilateraler Verhandlungen machten übri­
gens die Stellungnahme der Aussenministerkonferenz vom 7. Mai 1946,
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besonders aber die ans Paris stammenden diplomatischen Berichte und 
sonstigen Informationen sozusagen zunichte, die darüber berichteten, dass 
die Tschechoslowakei zugleich mit dem gegenüber Ungarn angemeldeten 
territorialen Anspruch nach wie vor auch an der Aussiedelung der Bevöl­
kerung ungarischer Nationalität fest hält."" Unter solchen Umständen 
setzte die Nationalversammlung für den 10. Mai die Inartikulierung des 
ungarisch—tschechoslowakischen Abkommens über den Bevölkerungs- 
austauschvom27. Februar 1046 auf die Tagesordnung.s* In der Debatte 
über den Gesetzesantrag forderte die bürgerliche Opposition—gestützt 
auf die zunehmende Ernüchterung der öffentlichen Meinung nicht 
nur die Ablehnung der Ratifizierung, sondern sie versuchte anhand des­
sen — schon vorweg — die Linksparteien und namentlich die Kommu­
nistische Partei für die gesamte bisherige ausscnpolitische Tätigkeit der 
Regierung verant wortlich zu machen, mit besonderer Bezugnahme auf den 
Frieden, der fürwahr nicht viel (lutes zu erhoffen üess.R- Die Schwierig­
keiten wurden auch dadurch noch gesteigert, dass ein Teil der Abgeord­
neten der grössten Koalitionspartei, der Partei der Unabhängigen Kleinen 
Landwirte, sich aus den aussenpolitischen Sorgen und Schwierigkeiten 
..Kapital" herausschlagcn wollte. Die Mehrzahl der betreffenden Abgeord­
neten erschien überhaupt nicht in der Nationalversammlung, oder wenn 
sie eventuell dort dennoch erschienen waren, verliessen sie unmittelbar 
vor der Abstimmung den Sitzungssaal. Somit war die Nationalversamm­
lung gezwungen, die Abstimmung — zum ursprünglich geplanten Zeit­
punkt — wegen Beschlussunfähigkeit zu verschieben. Aber auch am 14. 
Mai 1046. also bei der zweiten (lelegenheit war die Nationalversammlung 
nur ..ganz knapp" beschlussfähig. Die Nationalversammlung verabschie­
dete schliesslich mit St immenmehrheit das ungarisch —tschechoslowakische 
Abkommen über den BevölkerungsaustauschA-* Mit der Abstimmung 
wurde freilich nur der Gesetzgebungsprozess abgeschlossen, während die 
tatsächlichen Probleme bezüglich des Bevölkerungsaustausches nicht nur 
offen blieben, sondern sie weiteten sich später noch bedeutend aus.
*
Die Tschechoslowakei überreichte am 14. .luni 1046 der ungarischen 
Regierung die Namensliste jener Slowaken, die sich zur Umsiedlung ge­
meldet hatten. In der Namens)iste waren 02 30t) Personen angeführt.s* 
Dies zeigte, dass die Tätigkeit der Tschechoslowakischen Umsicdlungs- 
kommission in Ungarn recht erfolgreich war. stellte doch die Anzahl der 
Gemeldeten die Mehrheit des ungarländischen Slowakentums dar.M Die 
tschechoslowakischen Behörden und die öffentliche Meinung waren mit 
der Anzahl der in die Tschechoslowakei umzusicdeln Wünschenden dennoch 
unzufrieden, weil diese weit hinter der vorherigen Erwartung zurückhlicb. 
Eitle der entscheidendsten Ursachen der Enttäuschung bezeichnet Z. Zvara 
folgendermassen: ,,Die Austauschaktion vermochte ihr gesetztes Ziel, 
nämlich den Austausch des gesamten Ungartums der Tschechoslowakei, 
beziehungsweise eines beträchtlichen Teils dessen, nicht zu erreichen, Die 
Anzahl der ungarländischcn Slowaken wurde beispielsweise unrichtig
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eingeschätzt, und genauso auch die Anzahl der Ungarn in der Tschecho­
slowakei. Die sog. Experten des Aussenministeriums und der Bcauftrag- 
tenämter schätzten che Zahl der ungarländischen Slowaken auf 54t) t)t)0, 
die Ungarn in der Slowakei hingegen — ihre Anzahl betrug etwa 600 ()()() 
— wurden zum Grössten als magyarisierte Slowaken qualifiziert".S" Bei 
eingehender Prüfung der Namenslisten stellte sich aber auch heraus, dass 
die Aufnahme von 29 950 Personen in die Umsiedlungsliste den Vorschrif­
ten und dem Geist des Abkommens über den Bevölkerungsaustausch nicht
entsprach.s?
Schon im Laufe der Anmeldungen zur Umsiedlung bezichtigten sich 
die Vertreter der beiden Regierungen gegenseitig fast fortlaufend der 
Verletzung des Abkommens über den Bevölkerungsaustausch. Auf die 
Note der Tschechoslowakeivom20. Mai 1946 reagierte auch die Presse in 
einem recht scharfen Ton, besonders deshalb, weil jene in einer in der 
diplomatischen Praxis ziemlich ungewöhnlichen Weise — der Weltpresse 
früher bekannt war als der ungarischen Regierung, wobei sie auch den ta t­
sächlichen Hintergrund der tschechoslowakischen Beschwerden aufblicken 
Hess: ,,Der Bevölkerungsaustausch war für die Tschechoslowakei bloss 
der erste Schritt zur Liquidierung des Ungar tu ms in der Slowakei. Die 
jetzige Protestnote will die weiteren Schritte vorbereiten und dem Ausland 
gegenüber rechtfertigen. Die ungarischerseits angeblich erfolgte Verletzung 
des Abkommens ist ein leicht zu durchschauender Vorwand. Man konnte 
mit dieser Protestnote schon deswegen rechnen, weil die slowakische Umsied­
lungspolitik in der Tschechoslowakei eine ernste Enttäuschung verursacht 
hat".33 Die tschechoslowakische Regierung beklagte in ihren Noten übri­
gens nur in insgesamt 42 Gemeinden zu Lasten von 47 Personen verübte 
Benachteiligungen konkret, obwohl die Tschechoslowakische Umsiedlungs­
kommission in 517 Gemeinden ihre Propagandatätigkeit ausübte und mit 
mehreren zehntausend Personen in Ungarn in unmittelbare Verbindung 
trat. Gleichzeitig waren die offiziellen ungarischen Beschwerden an Aus- 
mass und Bedeutung grösser als obige. Die in den Noten des Aussenminis­
teriums enthaltenen Beschwerden und Verletzungen veröffentlichte das 
Blatt ,,8zabad Ncp" wie folgt: „1. Die nach Ungarn entsandte Tschechoslo­
wakische Umsiedlungskommission verletzte das Abkommen in 21 Fällen, 
und zwar in wesentlichen, grundsätzlichen Fragen und äusserte sich im 
Laufe ihrer Propaganda ungünstig und abfällig über den ungarischen Staat, 
die ungarische Demokratie und die Wirtschaftslage Ungarns. 2. Die Grund­
bestimmung des Abkommens über den Bevölkerungsaustausch, wonach 
den in der Slowakei entlassenen öffentlichen Angestellten und Altersrent­
nern ungarischer Nationalität eine ihren Lebensunterhalt sichernde Unter­
stützung gezahlt werden muss, wurde nicht eingehalten. 3. Die tschechos­
lowakische Presse und der Rundfunk greift seit Unterzeichnung des Ab­
kommens über den Bevölkerungsaustausch Ungarn, die ungarische De­
mokratie und die in der Slowakei lebende ungarische Minderheit nach wie 
vor in eitlem — in den internationalen Beziehungen ungewöhnlichen — 
scharfen Ton an. 4. Die Organe des tschechoslowakischen Innenministe­
riums verfolgen das Ungartum in der Slowakei unverändert weiter. . .
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5. Der tschechoslowakische Kabinettsheschtüss, welcher die \*erordnu))g 
über die Enteignung des Vermögens der Ungarn suspendiert, wird von 
den slowakische)) Behörden nicht befolgt."S"
Das ungarisch — tschechoslowakische Verhältnis gestaltete steh in de)' 
zweiten Hälfte des Juni und itn Juli besonders gespannt, als die ungarische 
öffentliche Häutung davon Kenntnis erlangt hat. dass die Tschechoslowakei 
unabhängig vom Abkommen über den Bevölkerungsaustausch, richtiger 
über diesen hinaus, weitere 200 OOP Ungarn aus dem Lande aussiedeln will 
und hierzu ton die Unterstützung der Friedenskonferenz gesuchl hat."" 
Der tschechoslowakischen Begründung gemäss würden sich von den 
.100 ooo Ungarn der Slowakei etwa Ю0 000 aufgrund des Abkommens 
über den Bevülkerungsaustausch entferne)), somit würden insgesamt 
300 OOo Ungarn ausgesiedelt werden. Die restliche)) 200 000 Ungarn 
würdet) hingegen „aufgrund ihrer slowakische)) Abstammung" die tschecho­
slowakische Staatsbürgerschaft zurückerhalte)). Aufgrund all dessen 
würde die ungarische Minderheit in der Tschechoslowakei aufhören zu 
existiere)), das heisst das Problem des Nationalstaates wäre gelöst. Im 
Zusammenhang mit obiger Konzeption begannen die tschechoslowakische)) 
Behörden aufgrund der Verordnung des slowakischen Beauftragte)) des 
inneren vom 17. Juni 1П46 — im Kreise der Bevölkerung ungarischer 
Nationalität die sog. Reslowakisicrung. oder mit anderen Worte)) ihre 
Rückslowakisicrungskampagne. im  Laufe dieser wurden die Ungarn vor die 
Wahl gestellt: wenn sie sich für Slowake)) bekennen. erhalte)) sie ihre Staats­
bürgerschaft zurück, wen)) nicht, dann müssten sie ihr Heim verlasse)) 
und würdet) aus der Tschechoslowakei ausgewiesen werde))."' Diese als 
freiwillig angekündote Kampagne wollte in der Praxis mit verschleierten 
und offene)) Mitteln der (lewalt erreichen, dass sich — selbst der slowaki­
schen Sprache Unkundige — Ungarn in grosso) Mengen für Slowake)) be­
kennen. Die in ihren Lebensbedingungen stark erschütterte)) und seit 
langen Monaten Behelligungen und Verfolgungen ausgesetzten Menschen 
genügten dem Wunsch der Behörden, namentlich nachdem sie eine hand­
greifliche Unterstützung von nirgends erhalte)) und auch nicht erhoffet) 
konnten. Ln Laufe der Kampagne bekannten sich etwa 400 000 Ungarn 
für Slowake)), aber auch so widerstand in mehreren Bezirket) (Komárom, 
Párkány. Feled usw.) eit) ansehnlicher Teil der Bevölkerung dem Druck."- 
Die tschechoslowakischen Behörden wolltet) mit der Reslowakisierung im 
wesentlichen das erreichen, was sie vom Bevölkerungsaustausch, infolge 
der für sie nicht genügenden Anzahl der repatriierenden Slowaken, um­
sonst erwartet haben. Der Rcslowakisierungskampagne massen jedoch die 
tschechoslowakischen Behörden wahrscheinlich auch hinsichtlich der 
Friedenskonferenz Bedeutung zu. wurde doch dadurch die ungarische Natio­
nalität — zumindest „aufden) Papier"—in der Tschechoslowakei zu einet)) 
Faktor, der zweifellos ausser acht gelassen werden konnte, fdeichzcitig 
zeugte die Tatsache, dass die tschechoslowakische Regierung auch auf der 
Friedenskonferenz starr an de)' Aussiedlung der Bevölkerung ungarischer 
Nationalität festhielt, eher davon, dass sie selbst das Ergebnis der Realowa- 
kisierung für einet) Akt von zweifelhaftem M ert betrachtete. Die Aufrufe,
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wetche die offixiellet) Persönlichkeiten und die zeitgenössische Presse an 
dió Reslowakisiertet) gerichtet haben. weisen übrigens ébenfa))s darauf 
tun."'*
Die ungarisetie Regierung konnte natürlich weder den Piäncn der 
tschechoslowakischen Behörden bezüglich der einseitigen Aussiedlung, 
noch der Reslowakisierungskampagne tatenlos Zusehen. Aussenmitüster 
Evüngyösi legte in seinem an die Aussemninistcrkonfercnx am 28. -hmi 
1946 gerichteten Telegramm die neuerlichen und schweren Banachteili­
gungen, welche die Bevölkerung ungarischer Nationalität getroffen hat, 
vor den alliierten (irossmächtcn dar."' Ausser dem Telegramm des 
Aussenministers trachtete besonders die Presse der Koalitionsparteien 
die Aufmerksamkeit der internationalen öffentlichen Meinung der Lage 
des Ungartums in der Tschechoslowakei zuxu wenden. Das Blatt 
Szabad Né])" schrieb in seinem Leitartikel unter dem Titel ..Gerechtigkeit 
für die Ungarn in der Slowakei" darüber, dass die Tschechoslowakei durch 
die einseitige Aussiedelung und der gewaltsamen Slowakisierung des 
Ungartums in der Slowakei die völlige Vernichtung der Ungarn als Natio- 
naütätengruppe verwirklichen will."  ^ Auch die Sozialdemokratische Partei 
gab ihr zumeist zurückhaltendes Verhalten auf und verurteilte in ihrem 
Zentralblatt in einem ausserordentlich scharfen Ton die Reslowakisic- 
rungskampagne. ,,Wir sind der Grenzen unserer Kraft bewusst", schreibt 
das Blatt ..Népszava", aber wir sind auch mit der Kraft der Demokratie 
im Klaren. Die siegreichen Demokratien dulden es nicht, und können es 
auch nicht dulden, dass mit den nahezu dreiviertel Millionen Ungarn das 
geschehe, was jetzt begonnen hat . . . man kann nicht 7<)f) ft<K) Menschen 
widerrechtlich und wehrlos dem voreingenommenen und über ein 
schlechtem Gewissen verfügenden als Beute hinwerfen"."''' Im Namen der 
Partei der Unabhängigen Kleinen Landwirte erhob der Partei vorsitzende 
und Ministerpräsident Ferenc Nagy das Wort im Tnteresse der Bevöl­
kerung ungarischer Nationalität in der Tschechoslowakei und erwartete 
von den alliierten Grossmächten die gerechte Entscheidung ..betreffs des 
Schicksals unserer in der Slowakei lebenden Geschwister"."?
Auf den Protest der ungarischen Regierung und der Koalitionsparteien 
änderte die Tschechoslowakei natürlich nichts an ihrem uusprünglichen 
Standpunkt, so viel konnte immerhin aber erreicht werdet), dass die Frage 
der Bevölkerung ungarischer Nationalität in der Tschechoslowakei im ge­
wissen Sinn tatsächlich zu einer internationalen Angelegenheit wurde.
*
Die ungarische Friedensdelegation beantragte iti Paris — in ihren 
Bemerkungen zun) Entwurf des Friedensvertrags — die unveränderte 
Aufrechterhaltung der ungarisch-tschechoslowakischen Staatsgrenze vom 
81. Dezember 1937 und bat zugleich darum, dass die tschechoslowakische 
Regierung ihre diskriminierenden Massnahmen gegenüber der Bevölke­
rung ungarischer Nationalität einstelle und die Betroffene)) ihre mensch­
lichen und bürgerlichen Rechte zurückerhalten mögen."s Demgegenüber
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beantragte die tschechftslowakische Friedensdelegation vor allem, dass 
Ungarn verpflichtet werde, 200 000 Ungarn ans der Tschechoslowakei 
einseitig au i'zu nehmen."" Die tschechoslowakische Fliedensdelegation 
vermochte zur Begründung des obigen kein einziges, bisher unbekanntes 
Argument vorzubringen, cs sei denn, dass man die Betonung dessen für 
ein solches betrachten würde, dass die ungarische nationale Minderheit 
eine ständige Reibungsfläche zwischen den beiden Ländern darstellt, 
daher würfle ihre Entfernung aus der Tschechoslowakei die Schaffung 
eines gutnachbarlichen Verhälnisses sowie das Zustandebringen der firund- 
lagen eines friedlichen Zusammenlebens in Mitteleuropa ermöglichen.
Die mit dem ungarischen Friedensvertragsentwurf verbundenen 
Anträge begann das ungarische territoriale und politische Komitee in der 
zweiten Hälfte September 1946 eingehend zu behandelnd"" In der Sitzung 
des Komitees bezeichneten die Vertreter Jugoslawiens und der Ukraine 
die Ansprüche der Tschechoslowakei für vollauf begründet. Wohl aner­
kannte in der Debatte auch der amerikanische Vertreter, dass der tsche­
choslowakische (benzberichtigungsanirag beachtenswert sei, doch zeigte 
er sich zur Beratung dessen nur im Zusammenhang und gleichzeitig mit 
dem anderen Antrag bereit, der sich auf die Aussiedelung von 200 000 
Ungarn bezog. Zugleich legte er entschieden fest, dass die USA mit der 
Aufnahme des Antrags in bezug auf die Aussiedelung der Bevölkerung 
ungarischer Nationalität in den Friedensvertrag nicht einverstanden ist 
Das Komitee entsandte schliesslich, mit besonderer Rücksicht auf die 
territorialen und sonstigen Ansprüche der Tschechoslowakei gegenüber 
Ungarn, zwecks deren eingehender Prüfung einen aus fünf Mitgliedern 
bestehenden Ausschuss, in dem Australien, Kanada, Neuseeland, die 
Ukraine sowie die Tschechoslowakei vertreten waren.*"- Der Unterausschuss 
nahm in seiner Sitzung am 26. September 1946 den Uebietsanspruch der 
Tschechoslowakei gegenüber Ungarn grundsätzlich an. Bezüglich des 
Ausmasses der territorialen Forderung wurde aber sowohl der ursprüng­
liche Anspruch der Tschechoslowakei, wie auch der gemässigte Antrag, 
beziehungsweise die Vorbehalte seitens Kanadas und Australiens ins 
ProtokolI aufgonommen.'""
Im wesenlichen zur gleichen Zeit mit den Verhandlungen hinsichtlich 
des (Bratislavas) Pressburger ,.Brückenkopfs" wurde in den Sitzungen des 
ungarischen territorialen und politischen Komitees und zum Teil auch in jenen 
des Unterausschusses über den Antrag bezüglich der Aussiedlung von 200000 
Ungarn debattiert. Den bekannten tschechoslowakischen Antrag legte V. 
Clementis in der Sitzung vom 14. September dar, und Aladär Szegedi 
Maszäk antwortete auf diesem am 18. September.*"* In der Debatte ergriff 
als erster der Vertreter der USA Bedell Smith das Wort, und erklärte auch 
diesmal, dass er dem Aussiedlungsantrag nicht zustimmen kann, da dieser 
für die Vereinigten Staaten von Amerika ..mehr als unangenehm ist".*""
Hernach wiederholte er seinen früheren Antrag, wonach die Tschecho­
slowakei und Ungarn hinsichtlich der (Uenzen und des Bevölkerung 
saustausches bilaterale Verhandlungen pflegen sollen. Hierauf äusserte 
A. -1. Wischinski seine Meinung, mit der er den tschechoslowakischen
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Antrag unterstützte.**^ Auf der Sitzung des Komitees unterstützte auch der 
Vertreter Jugoslawiens den tschechoslowakischen Antrag. Letzterer iegte 
jedoch gleichzeitig fest, dass Jugoslawien keine Aussiedlung der auf seinem 
Gebiet lebenden Ungarn plant, sonder einen freiwilligen und gegenseitigen 
Bevölkerungsaustausch anstrebt.**"
in der Sitzung des ungarischen territorialen und politischen Komitees 
vom 23. September wurde die Debatte über den tschechoslowakischen 
Antrag fortgesetzt. Das britische Mitglied des Komitees brachte einerseits 
sein Verständnis für die Bestrebungen der Tschechoslowakei zum Ausdruck, 
wonach sie die Frage der Minoritäten endgültig regeln will, andererseits 
beurteilte er die Aufnahme des Prinzips der gewaltsamen Aussiedlung in 
den Friedensvertrag als schädlich. Eben deshalb betrachtete er für die 
Iteste und im Endergebnis für die einzige Lösung unmittelbare Verhand­
lungen und ein bilaterales Abkommen zwischen den beiden beteiligten 
R eg ieru n g en .In  Kenntnis der Meinungen der USA und Grossbritanniens 
wurde es — obwohl die Vertreter Frankreichs. Indiens. Kanadas undAust- 
raliens in der Debatte das Wort nicht ergriffen haben — immer klarer und 
eindeutiger, dass die Durchführung des tschechoslowakischen Antrags 
bezüglich Aussiedelung der 200 000 Ungarn in seiner ursprünglichen 
Form im Ausschuss nicht möglich ist. Doch nach all dem konnte auch 
kein Zweifel hinsichtlich dessen bestehen, dass sich die Lage im Plenum 
der Friedenskonferenz selbst in ähnlicher Weise gestalten wird. Unter 
solchen Umständen einigten sich die Mitglieder des Komitees einstweilen 
nur darin, dass das Problem zwecks weiterer Prüfung an den Unteraus­
schuss des ungarischen territorialen und politischen Komitees zurückge­
wiesen werde.
Zu den vom Unterausschuss angeregten unmittelbaren bilateralen 
Verhandlungen zwischen Ungarn und der Tschechoslowakei kam es am 20. 
September 1046 unter dem Vorsitz des kanadischen Ausschussmitglieds 
General Pope.*"" In dieser Verhandlung verlas János Gyöngyösi, der Führer 
der ungarischen Friedensdelegation eine Deklaration, in der er — unter 
Berufung auf die Atlantische Charta und die Charta der UND das 
Prinzip der einseitigen Aussiedlung zurückwies.**" Zugleich erklärte er. 
er sei im Interesse einer gerechten Lösung bereit, mit dem Vertreter der 
Tschechoslowakei über den Bevölkerungsaustausch zu verhandeln. Die 
Grundlage einer solchen Lösung kann jedoch — der ungarischen Friedens­
delegation gemäss — nur die Zurkenntnisnahme jenes Grundsatzes sein, 
dass die Aussiedlung in Verbindung mit einer Grenzberichtigung zu erfolgen 
hat. J. Masaryk und die Mitglieder der tschechoslowakischen Friedensdele­
gation wiesen den ungarischen Antrag rundweg ab und erklärten, dass die 
Tschechoslowakei — als siegreicher Staat -  über territoriale Konzessionen 
selbst zu verhandeln nicht geneigt ist. Die Grundlage der Verhandlung 
könne allein der zum ungarischen Friedensvertragsentwurf eingereichte 
Antrag darstellen, und wenn die ungarische Friedensdelegation dies nicht 
akzeptiert, dann gibt es keine gemeinsame Grundlage für die Verhandlun­
gen und auch keine Hoffnung auf eine Vereinbarung.'" Damit wurden die 
bilateralen Verhandlungen abgeschlossen.
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Als Ergebnis der zwischen den Vertretern der alliierten Oross- 
mäclite geführten Besprechungen kam im Unterausschuss an 2. Oktoher 
1046 hinsichtlich des Schicksals des tschechoslowakischen Aussiedlungsan- 
trags eine einstimmige Kompromissvereinbarung zustande."" Der Wrtreter 
Neuseelands, Referent des Unterausschusses, teilte mit. dass der tschecho­
slowakische Antrag hei mehreren Mitgliedern des Unterausschusses auf 
ernste Einwendungen" gestossen ist. Alle sympathisieren tiingegeti mit 
der Bestreitung, dass die Tschechoslowakei ein Nationalstaat werden will, 
in Berücksichtigung all dessen heschiossder UnterausschussdenOriginal- 
antrag abzuiehnen und eine neuere Lösung zu empfehlen, genauer den 
folgenden Text in den ungarischen Friedensvertrag aufzunehmen: ..Ungarn 
pflegt bilaterale Verhandlungen mit der Tschechoslowakei, uni die Frage 
der auf tschechoslowakischem Uebiet leitenden Bewohner ungarischen 
Ursprungs, die im Sinne des am 27. Februar i 046 geschlossenen Abkommens 
über den Bevölkerungsaustausch nicht nach Ungarn ausgesicdelt worden, 
zu lösen. Falls innerhaib von 6 Monaten nach Inkrafttreten vorliegenden 
Vertrags keine Vereinbarung zustandekäme, ist die Tschechoslowakei 
berechtigt, die Frage dom Rat der Aussenminister vorzulegcn und zwecks 
Zustandekommens einer endgültigen Lösung um die Hilfe des Rates 
anzusuchen'*"3 Das ungarische territoriale urnl politische Komitee billigte 
am 6. Oktober obigen Antrag des Unterausschusses ebenfalls einstimmig.*"
Der Beschluss des ungarischen territorialen und politischen Komitees 
vom 6. Oktober 1046 lenkte die Sache des ungarisch-tschechoslowakischen 
Bevölkernngsaustauschs im wesentlichen in neue Bahnen. Der abgeänderto 
Antrag war -  zumindest im Vergleich mit dem Origitialantrag — für 
Ungarn unbedingt günstiger. Er schloss die Möglichkeit einseitiger tsche­
choslowakischer Aktionen grundsätzlich aus und zwang die Tschechoslo­
wakei anhand bilateraler Verhandlungen die Lösung zu suchen, tn der 
Ablehnung des Originalantrags spielten zweifellos die Vereinigten Staaten 
von Amerika und Orossbritannien die grösste Rolle, doch vermochte die 
einstimmige Entscheidung nur mit Zustimmung der Sowjetunion zustan­
dezukommen.
Das Plenum der Friedenskonferenz stimmte am 12. Oktober 1046 
über den ungarischen Friedensvertragsentwurf ab.*" Die gelegentlich der 
Annahme des ungarischen Friedensvertragsentwurfs abgegebenen Erklä­
rungen enthielten im wesentlichen nichts Neues mehr. Auch eine Debatte 
entfaltete sich nur im Zusammenhang mit den wirtschaftlichen Verpflich­
tungen Ungarns und der Aussiedlung der Bevölkerung ungarischer Natio­
nalität aus der Tschechoslowakei. V. Clementis wiederholte in seiner Rede 
den ungebrochenen Willen seiner Regierung, die ungarische nationale 
Minderheit auszusiedeln, und brachte sein Bedauern darüber zum Aus­
druck, dass die Friedenskonferenz den ursprünglichen tschechoslowa­
kischen Antrag infolge des Widerstandes der USA und Orosshritanniens 
ahgelehnt hat-
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Die Nationalversammlung erteilte der Regierung an) 5. Februar 1047 
ohne jedwede besondere Debatte die Volhnaeht zum Friedensschluss.*"' 
Demnach bestand also kein gesetzliches Hindernis mehr dazu, dass der 
Vertreter Ungarns den Friedens vert rag in Paris unterzeichne. Aber un­
mittelbar vor Unterzeichnung des Friedensvertrags überreichte (Gesandter 
István Kertész — im Namen der ungarischen Friedensdelegation — dem 
französischen Aussenminister Hidault, Vorsitzender der Friedenskonfe­
renz, eine Note, und lenkte in dieser die Aufmerksamkeit unter anderem 
auf die ungeregelte Lage der nationalen Minderheiten. ..Die ungarische 
Regierung bemängelte und bemängelt auch heute noch besonders", so 
lautete die Note", dass der jetzt zur Unterzeichnung gelangende Friedens- 
svertrag keinerlei institutionelle Garantie hinsichtlich (lessen enthält, dass 
die grundlegenden Menschenrechte der ausserhalb der Grenzen Ungarns 
lebenden Ungarn zu respektieren und ihnen bezüglich ihrer bürgerlichen 
Rechte die Gleichberechtigung zu gewährleisten ist.""^ Hinsichtlich der 
letzteren beschwert sich die Note hauptsächlich über die Lage der Bevöl­
kerung ungarischer Nationalität in der Tschechoslowakei, deren unverän­
derte Aktualität dadurch gegeben ist, dass die tschechoslowakischen Be­
hörden schon seit Ende September-Anfang Oktober — unter Berufung aul 
die Verordnung über die Notstandsarheit vom Jahre 1945 — Zchntausende 
der Bevölkerung ungarischer Nationalität mit Gewalt nach Böhmen versein­
ken. besonders in Gegenden, die ehedem von Deutschen bewohnt waren.""
Gegen die Umsiedlung der Bevölkerung ungarischer Nationalität nach 
Böhmen protestierte in der Sitzung der Nationalversammlung vom 28. 
November 1940 Albert Bereczky, Vorsitzender des Ausschusses für auswär­
tige Angelegenheiten. Bereczky wies darauf hin. dass in der Tschechoslowa­
kei unter dem Titel der Notstandsarbeit tatsächlich eine Deportierung der 
Bevölkerung ungarischer Nationalität im Gange ist. Müssen doch die 
Betroffenen nicht allein ihre Immobilien, sondern im Grunde genommen 
auch ihr Mobiliar zurücklasscn. und an ihrer Stelle lassen sich sofort Slowa­
ken nieder. ,,Es kann uns niemand dessen bezichtigen", betonte der 
Vorsitzende des Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten, ,,dass 
wiederum wir die Störenfriede sind, indem wir diese Unmenschlichkeiten 
in ernster Form zur Sprache bringen. . . Das ist kein Revisionismus, wenn 
wir für das Schicksal, das Leben, die Freiheit, die Menschenrechte des 
ausserhalb unserer Grenzen lebenden Ungartunis das Wort ergreifen. Wir 
wären nicht würdig, dank dem Vertrauen der Nation, in ihrer Vertretung 
an diesem Ort zu sein, sollten wir unser tiefes und völliges Mitgefühl mit 
unseren leidenden, erniedrigten, in den Schmutz gezerrten Brüdern nicht 
zum Ausdruck bringen."'*" Aussenminister Gyöngyösi erklärte — zugleich 
auch dem Abgeordneten Albert Bereczky antwortend —, dass er sich 
schon am 23. November bei der tschechoslowakischen Regierung gegen 
die Umsiedlung der Ungarn nach Böhmen verwahrt und am 25. November 
auch den Rat der Aussenminister über die besprochenen Ereignisse unter 
richtet hat.*2"
In der Sitzung der Nationalversammlung vom 17. Dezember 1946 ergril f 
der Abgeordnete der Partei der Kleinen Land-wirtc, Imre Oltványi abermals
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das Wort wegen des erlittenen Unrechts der Ungarn in der Tschechoslo­
wakei, mit besonderer Rücksicht auf die „Notstandsarbeit" in Böhmen. 
Der Politiker der Partei der Kleinen Landwirte verurteilte jedoch schon nicht 
allein nur das \  erhalten der Tschechoslowakei .sondern auch das der all horten 
Urossmächte, die seiner Meinung nach gegen das Verfahren der tschecho­
slowakischen Behörden ihr „Veto" einlegen hätten müssen. Oltványi 
bestritt anhand von Tatsachen und wies aufgrund dessen jene tschecho­
slowakische Behauptung zurück, wonach es sich im gegebenen Fall um 
eine einfache Durchführung der Notstandsverordnung handle, die fiir 
jeden Bewohner in gleicher Weise gültig ist. In seiner Verbitterung und 
seinem Gefühl der Wehrlosigkeit liess er jedoch auch solche. Worte fallen, 
die beinahe die Gefahr einer nicht wieder gutmachbaren Verschlechterung 
der ungarisch-tschechoslowakischen Beziehungen in sich bargen.'-' 
Auch Aussonminister Gyöngyösi erwähnte einige konkrete Beispiele zur 
Unterstützung dessen, dass die Tschechoslowakei auch die Charta der 
Vereinten Nationen verletzt und sich mit ihren Massnahmen im Zusam­
menhang mit der Bevölkerung ungarischer Nationalität über jene Ver­
pflichtungen hinweggesetzt hat. die sie im ungarisch-tschechoslowaki­
schen Abkommen über den Bevölkorungsaustausch übernommen hatte. 
Aus dem allen zog dann der Aussenminister die Schlußfolgerung, dass 
Ungarn der Durchführung des Abkommens vom 27. Februar l!)4(i so 
lange nicht zustimmen kann, bis die tschechoslowakische Regierung ihren 
Beschluss bezüglich der Zwangsumsiedlung der Ungarn nach Böhmen 
nicht überprüft.'--
Jn Auswirkung der tschechischen „Notstandsarbeit" flohen die 
Familien ungarischer Nationalität massenweise über die Grenze nach 
Ungarn. Die Anwesenheit der Menschen, die gezwungen waren ihre Hei­
mat zu verlassen, die Ungewissheit ihrer Zukunft goss nur weiteres ()! 
ins Feuer der heimischen Empörung. Dies wurde freilich auch noch durch 
den Umstand gesteigert, dass seitens der tschechoslowakischen Presse, ja 
selbst seitens offizieller Organe solche Äusserungen zu hören waren, 
wonach die „Anwerbung" der Ungarn zur Notstandsarbeit im wesent­
lichen ein Mittel dazu ist. die ungarische Nationalität loszuwerden. „Das 
< ieständnis Fierlingers: Keine Notstandsarbeit", schrieb das Blatt „Szabad 
Nép", sondern eine erzwungene Entmagyarisierung."'-" Schon früher 
unterrichtete das Blatt „Kis Újság" seine Leser im Artikel „Trommelfeuer 
der slowakischen Blätter gegen Ungarn" darüber, dass es auch die slowaki­
schen Blätter bekennen: „sie wollen unter dem Vorwand der Arbeits­
werbung das Ungartum loswerden".'-' Angesichts des Verhaltens der 
tschechoslowakischen Regierung und besonders der andauernd zunehmen­
den Zahl der Flüchtlinge, startete „Szabad Nép" eine gesellschaftliche Sam­
melaktion für die ungarischen Flüchtlinge aus der Tschechslowakei.'*"
1 rotz der von beiden Seiten abgegebenen Erklärungen, die nur schwer­
lich als freundschaftliche bezeichnet werden können, und der mehr oder 
minder gegenseitigen Presseangriffe stimmte die Tschechoslowakei am
7. -lanuar 1947 einer unmittelbaren, bilateralen Erörterung der mit dem 
Bevölkerungsaustausch verbundenen Fragen grundsätzlich zu,'-" In
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seiner Antwort vom ) 4. Januar erklärte sich der ungarische Aussenminister 
auch damit einverstanden, dass diese Verhandlungen in Prag stattfinden 
mögen. Gleichzeitig damit bezeichnete er als Vorbedingung für die Ver­
handlungen die Aufhebung der Zwangsumsiedelung nach Böhmen.'-' 
Zwecks Vorbereitung der Verhandlungen reiste Aussenminister Gyöngyösi 
am 26. Januar nach Pressburg, wo er mit dem Staatssekretär für äussere 
Angelegenheiten Clementis zusammentrafd"" Den ungarischen und den 
tschechoslowakischen Standpunkt gelang es aber auch hei dieser Bespre­
chung im wesentlichen nicht einander näherzubringen. Glementis wäre 
nämlich nur in dem Fall bereit gewesen über eine Aufhebung der 
,, Arbeitswerbung" der Ungarn zu verhandeln, wenn Ungarn den ,.ursprüng­
lichen" tschechoslowakischen Antrag bezüglich des Bevölkerungsaustau 
sches akzeptiert. Gyöngyösi hingegen wollte che mit dem Bevölkerung­
saustausch verbundenen strittigen Fragen ausschliesslich im Rahmen einer 
allgemeinen Regelung der Lage der Bevölkerung ungarischer Nationalität 
klären, beziehungsweise endgültig abschliessen.
Auf den Prager Verhandlungen zwischen dem 2. und 7. März konnten 
sich die Vertreter der beiden Regierungen im wesentlichen — mit Ausnahme 
einer einzigen Frage — einigen.'-" Doch diese einzige Frage nahm hin­
sichtlich eines erfolgreichen Ausgangs der Verhandlungen eine Schlüssel­
rolle ein. Die ungarische Regierung liess der tschechoslowakischen Re­
gierung schon lange vor Beginn der Verhandlungen wissen, dass sie die 
Einstellung der Zwangsumsiedlung nach Böhmen als Bedingung der 
Durchführung des Bevülkcrungsaustauschs betrachtet. Demgegenüber 
wollten die Vertreter der tschechoslowakischen Regierung diesen Anspruch 
des Ausenministers Gyöngyösi überhaupt nicht zur Kenntnis nehmen. 
Daraufhin wurden die Verhandlungen natürlich abermals unterbrochen.
Der Abbruch der Prager Verhandlungen konnte eigentlich vom Ge­
sichtspunkt beider Parteien aus nur eine ungünstige Wirkung ausüben. 
Dessen Erkenntnis kam mehr oder minder auch in der Erklärung Gvön- 
gyösis zum Ausdruck, die er anlässlich seiner Abreise aus der tschechoslo­
wakischen Hauptstadt abgegeben hat.'-*"' Der Aussenminister drückte sein 
Bedauern über die Erfolglosigkeit der Verhandlungen aus. Er erklärte, 
dass, wenn die Tschechoslowakei bereit ist. die Zwangsumsiedlungen nach 
Böhmen zu überprüfen, einer sofortigen Fortsetzung der Verhandlungen 
nichts im Wege stehen würde. Die tschechoslowakischen offiziellen Kreise 
machten gemeinsam mit der Presse allein die ungarische Delegation für die 
Verzögerung der Durchführung des Bevölkerungsaustausches verant­
wortlich.^ Die ,,Svobodne Noviny" bezichtigte die ungarische Partei, 
dass sie durch Aufwerfon der Folgen beziehungsweise Begleiterscheinungen 
der ,,Arbeitermobilisierung" ein Problem berührt hat, das ausschliesslich 
die innere Angelegenheit der Tschechoslowakei ist.'"" Aber schon wenige 
Tage später meinte die tschechoslowakische Presse einen Zusammenhang 
zwischen den Ungarn betreffenden Notenwechsel der USA und der Sow­
jetunion sowie dem Verhalten der ungarischen Delegation auf den Prager 
Verhandlungen wahrnehmen zu könnend"" Die Pressburger „Pravda" schrieb 
darüber, dass die amerikanische Note die traditionelle Richtlinie der unga-
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rischen Reaktion und der ungarischen Aussenpolitik stärkt."" Minen 
ähnlich scharfen Ton schlug auch das [Matt ,,Rudc Prävo" im Zusammen 
hang mit dem Verhalten der ungarischen Regierung an. In seinem Artikel 
,,Neuerliches ungarisches Manöver" behauptete es. dass die ungarische 
Delegation zu dem Zeitpunkt Prag verlassen habe, in dem einzelne Uross- 
mächte versuchen, das Rückgrat der ungarischen Reaktion ..geradezu- 
rücken".'^
H. Truman. Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika, prokla­
mierte in seiner Rede vom 12. März 1947 das ..Kampfprogranun" des 
Imperialismus für die Umzingelung der Sowjetunion und gegen den Welt- 
kommunis)nus.*36 Die im Bündnis gegen Hitler-Deutschland schon früher 
entstandenen ..Sprünge" vertieften sich dadurch eigentlich zu einer Kluft, 
was gleichbedeutend damit war, dass im internationalen politischen Leiten 
die Kompromisse durch eine offene Gewaltpolitik abgelöst werden. Nach 
der in der internationalen Lage eintretenden radikalen Wendung, dem 
Erscheinen der Atmosphäre des kalten Krieges und deren Ausbreitung 
vermochten die beiden volksdemokratischen Staaten die Auseinanderset­
zung untereinander nicht weiter in der bisherigen Art zu betrachten, wollten 
sie nicht die Verantwortung dafür übernehmen, dass sieder Entwicklung der 
im Entstehen begriffenen sozialistischen Welt besondere Hindernisse 
in den Weg stellen. Von obigem ausgehend kam der Ungarische Kommunis­
tischen Partei Mitte März 1947 in entschiedenerer Form, der Gedanke 
dass Ungarn — eventuell durch Vermittlung der Sowjetunion und Jugo­
slawiens — die Wiederaufnahme der abgebrochenen ungarisch-tschecho­
slowakischen Verhandlungen erreiche.*"? Gleichzeitig damit trachtete die 
Ungarische Kommunistische Partei auch auf Ministerpräsidenten Fcrenc 
Nagy mit dem Ziel einen Druck auszuüben, dass auch die Regierung selbst 
eine Wiederaufnahme der Verhandlungen anbahne.*"" Einen Erfolg der 
Initiativen und Kraftanstrengungen der Kommunistischen Partei ver­
sprach auch der Umstand, dass die Sozialdemokratische Partei ebenfalls 
einen Abschluss der ungarisch-tschechoslowakischen Streitigkeiten be­
trieb.*^ Am 11. April 1947 machte der Uesandte Vilmos Böhm aus Stock­
holm die Parteileitung, und vor allem den Generalsekretär Arpäd Szakasits 
darauf aufmerksam, dass Ungarn eventuell ..über Moskau" zu einer Verein 
barung mit der Tschechoslowakei zu gelangen versuchen solle."" Ähn­
lich legte Peter Veres, Mitglied des Politischen Ausschusses der Nationa­
len Bauernpartei, in der Sitzung vom I. April 1947 seine Meinung dar. 
wonach die ungarisch-tschechoslowakischen Verhandlungen ..nicht ab­
gebrochen werden dürfen".""
Mit der einstimmigen Stellungsnahme der Linksparteien erklärte sich 
diesmal auch Fercnc Nagy einverstanden und auch die Partei der Unabhängi­
ge Kleinen Landwirte wünschte sich dieser nicht entgegenzusetzen. Dies 
alles hatte zur Folge, dass ab Ende März-Anfang April der Anspruch auf 
eine Wiederaufnahme der ungarisch-tschechoslowakischen Verhandlungen 
im wesentlichen zum Regierungsprogramm wu rde . F r e i l i ch  bewegte 
die Proklamicrung der Truman-Doktrin auch die Tschechoslowakei dazu, 
auf dem Gebiet der Regelung des ungarisch-tschechoslowakischen Vor-
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hältnisses etwas mehr Elastizität an den Tag zu legen. So kamen 
auf den in der ersten Hälfte April wiederaufgenommenen Verhand­
lungen innerhalb verhältnismässig kurzer Zeit greifbare Ergebnisse zu­
stande. Am 18. April 1947 informierte Szabad Ncp die öffentliche Meinung 
bereits darüber, dass „der ungarische Ministerrat die Durchführungsverord­
nung über den ungarisch-tschechoslowakischen Bevölkernngsaustausch 
angenommen hat"!" In Wirklichkeit aber begann schon am 10. April die 
Aussiedlung der ersten Gruppen nach Ungarn, beziehungsweise die fort­
laufende Umsiedlung der ungarländischen Slowaken in die Tschechoslowa­
kei.
Der beginnende Bevölkerungsaustausch bedeutete bei weitem nicht 
eine sofortige Beendigung der zwischen Ungarn und der Tschechoslowakei 
seit langem bestehenden Meinungsverschiedenheiten und Spannungen. 
Dies widerspiegelte übrigens auch der Ton der Presse, der sich zu Beginn 
sozusagen überhaupt nicht änderte. Das Blatt „Nürodnä Obroda" berichtet 
in seinem Artikel „Das Antlitz unseres Südlandes verändert sich" über die 
Entfernung der ersten Gruppen der Bevölkerung ungarischer Nationalität 
aus der Tschechoslowakei J "  Die Pressburger „Pravda" berichtete über die 
Ereignisse unter dem Titel ..Und sie gehen doch", das Blatt Oas hingegen 
unter dem „Es beginnt das historische Gericht"."" gjg Mitte Juni ver- 
liessen I! 177 Ungarn die Tschechoslowakei im Sinne der Durchführung 
des Abkommens über den Bevölkerungsaustausch."" Die in den späteren 
Wochen und Monaten Aussiedelnden, beziehungsweise Eintreffenden 
interessierten die Presse schon uni vieles weniger. Die Probleme und Sorgen, 
sowie die teilweise persönlichen Tragödien dieser,.Völkerwanderung" der 
neuesten Zeit — die über 200 000 Menschen betroffen hat — bedeuteten 
nämlich für die öffentliche Meinung immer weniger eine Sensation. Bis 
zum 10. April 1048 —der Einstellung der Um —und Aussiedlung —verlies- 
sen von den sich ursprünglich gemeldeten 02 300 Personen 73 273 Personen 
Ungarn, von den zur Aussiedlung aus der Tschechoslowakei bestimmten 
105 047 Einwohnern ungarischer Nationalität übersiedelten hingegen 
68 407 Personen nach Ungarn."' Zu diesen gesellten sich noch 6000 Per­
sonen, die die Tschechoslowakei offiziell „freiwillig" verlassen haben und 
nach Ungarn kamen. In Wirklichkeit war jedoch die Anzahl der in Ungarn 
Eintreffenden noch höher.'" Jene 20 — 30 000 Menschen, die aus der 
Tschechoslowakei deshalb entfernt wurden, weil sie sich nach dem 2. 
November 1038 im einstigen Oberungarn angesiedelt haben, zählten zwar 
nicht zu dieser Kategorie, erhöhten aber hinsichtlich der Schaffung eines 
neuen Heimes und der Unterbringung doch die Zahl. Ausserdem waren 
es nicht wenige, die ursprünglich „nur" vorübergehend gekommen waren, 
und sich bei ihren in der Nähe der Grenze wohnenden Verwandten und 
Bekannten aufhielten, sowie die Mittel- und Hochschüler, die den Wander­
stab in erster Linie darum in die Hand nahmen, um ihre Studien fortset­
zen zu können, und sich dann überwiegend endgültig hier niedergelassen 
haben.
* * *
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Hinsichtlich einer endgültigen Regelung der Auseinendersctzungen 
zwischen den zwei volksdemokratischen Staaten bedeutete den entschei­
denden Schritt zweifellos die Machtübernahme der Arbeiterpartei in der 
Tschechoslowakei im Februar 1948. deren Folge unter anderem die Beendi­
gung der Aussiedlung der Einwohner ungarischer Nationalität war. Her­
nach erschienen ab .Juni 1948 stufenweise jene Massnahmen, die unter den 
Verhältnissen des sozialistischen Staates auf die (deichbercchtigung der 
ungarischen Nationalität ausgerichtet waren, beziehungsweise dieser 
dienten.
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L , S. 25.
"8 OL M. l /IV -6 6 .
37 OL M. l/IV -6 6 .
38 OL M. I /IV -6 6 .
'9 OL M. 1 / I V - 0 0 .
so OL M . i / I V - 0 6 .
s< OL M. 1 /IV -6 6 .
s3 OLM . l/IV -6 6 .
33 Cas. 6.. 15., 20. u n d  24. J a n u a r  1940; P ra v d a , 29. J a n u a r  1940.
3' OL M. l / I V - 6 9 .
33 w .  M ittehell-C arse, V e rtre te r  d e r B u d apeste t' b ritischen  M ission ¡«-an tw orte te  d ie  N o te  
des ungarischen  A u sseu m in iste rsc rs tn ach  m eh r a ls einen M onat n ach  d e r  S te llu n g n ah m e d e r 
USA, am  19. M ärz 1940. Die b ritische  A n tw o rt war ebenfa lls  abw eisend, im m erh in  g ing  
sic e t was w e ite r als d ie M itte ilung  Schoenfelds: ,.Dic R eg ierung  Seiner M a jes tä t w ü n sch t 
in k e in e n em , die F rag e  d e r u n g arischen  M inderheit itt d e r  T schechoslow akei p rü fen d en , 
o d er d en  tschechoslow akisch-ungarischen  B evö lk eru n g sau stau seh  in  d e r  se iten s d e r  u n ­
g arischen  R eg ierung  b e a n tra g te n  A rt u n d  W eise ü b erp rü fen d en  in te rn a tio n a le n  A us­
schuss teilzunehn teu . Die R egierung  Seiner M ajestät ist d e r  M einung, d ass diese F rag e  d ie 
beiden  be te ilig ten  R egierungen  a u fg ru n d  h iia te ra le r V erh an d lu n g en  erled igen  m üssen. 
Sie is t w eitersh in . n ic h t b e re it d ie tschechoslow akische R eg ie ru n g  zu r A nnahm e jedw ed er, 
zu g u n sten  U n garns e rfo lgender G renzberich tigung  zu ü b erred en , a lle rd ings w ü rd e  sie d ie 
A n erk en n u n g  k e in e r M odifizierung verw eigern , itt der sieh die beiden b e te ilig ten  P a r te ie n  
u n te re in an d e r frei v e re in b a rt h a b en " . (OL. M. 1/IV  —69). D ie A n tw o rt d e r Sow jetregie- 
t tm g a u f  d ie  besp rechende  ungarische  N o te  ist u n s  n ich t b e k an n t.
38 OL M. l/IV -6 6 .
37 OL M. I /IV -6 6 .
38 OL M. I /IV -  66.
39 OL M. l/IV -6 6 .
"8 E s w ar b eab sich tig t zutn V orsitzenden  d e r gem isch ten  K om m ission  — a u lg ru n d  e iner 
gem einsam en V ereinbartm g — einen  sow jetischen S ta a tsb ü rg e r au fzu fo rdern .
8' O L  M. l / I V - 6 6 .
"2 OL M. I /IV -6 6 .
83 OL M. I /IV -6 6 .
S zabad  N ép, 28. F e b ru a r  1946.
"3 OL AI. I /IV -6 6 .
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ss O L M . 1/IV -Ü ti.  
s? OL M. l /IV - 'M !. 
ss OL M. 1 /lV -O fl. 
s" S zabad  N ép, 23. F e b ru a r  ) Я40.
In t L au fe  d e r W c th u n g  w urden  700 "00 Zeit ungsexcnip lare . 49" 000 B roschün-n, 540 ООО 
F lu g b lä tte r  unt] vñ-le lau sen d  B ücher v e r le ib  . Oo E o n /e r te  veranst a lté t,  in 133 G em einden 
277 V olksversam m lungen o rgan isie rt u n d  im  B u d a p es ts -  R u n d fu n k  2(iG V ortriige ge­
h a lte n . (Z vara  -1.: gen. W erk . S. 32.).
?' P l  A rch. 2 7 4 /4 -  123. 
ч  P I  A rch . 27-1/10 30.
sä P I  A rch. 274 10 00; Г1 A rch. 2.34. 1. N H L  cs.
7' Szabad N ép, 2 ] . M arx 1040.
73 P I  A rch . 2 7 4 /1 0 -6 0 .
?" G L AL l / I Y - 5 .
77 Sxabad  N cp, 1 1. A pril 1040.
*s Sxabad N cp, 12. A pril 1040.
73 Sxabad  N ép , 12. A pril 1040.
*" P I  A rch . 2/15 24.
s ' N em zetgyűlés N apló ja  (.lom nál dr r N a tio nalversam m lung). B d. 11. S. 7. 
ss .lene bürgerlichen  P o litiker, d ie atu  sch ä rfs ten  gegen die R a tifiz ierung  des A bkom m ens 
ü b e r den  ungarisch  — tschechoslow akischen B evölket u n g sau stau seh  w aren , behandeln  
diese au ch  itt d u e tt, im A usland ersch ienenen  M em oiren Sehr e inseitig  und voreingenom ­
m en. ,.K an n  es wohl zw eifelhaft sein — sch reib t Vince N a g y ,,,w elcher de r beiden R e ­
g ierungen  wegen dieses schm achvollen  V ertrag s übet den  B evö lk eru n g sau stau sch  v o r 
d e r  G esch ich te  ein s tren g ere s U rte il  b ev o rs teh t?  Gas V erhalten  d e r ungarischen  R egie­
ru n g  w ird  d u rch  die T a tsach e  noch m eh r b e la s te t, dass sie d en  T schechen  — d a  sich  itt 
U n g a rn  kaum  jem and  freiw illig xur U m siedlung itt die Tschechoslow akei gem eldet hat — 
g e s ta t te te ,  d a ss  d ie P ropagandakom ntission  d e r  tschech ischen  R egierung in den  g rös­
se ren  O rtsch aften  des E o m ita te s  Békés e rscheine. . . "  ( : /Vogt/, P . ;  O k tó b ertő l oktOlterig 
(Von O k to b e r b is O k tober). N ew -Y ork. 1002. S. 243 .:) Dezső Sttlyok sch re ib t hingegen 
dass ,,es sich also tun ein  A bkom m en g eh an d e lt h a t,  das  n u r  b ru ta le  Sieger dem  
schw achen  B esiegten  aufzuzw ängen  p fleg en " . <Su/yo/r, G. . Zwei N äch te  ohne T ag. Z ürich . 
1943. S. 272). S p ä te r  ¡ibcrb ic tc t e r  itt einem  an d eren  B uch au ch  d as  noch , indem  e r  be ­
h a u p te t „dieses A bkom m en w ar fü r d a s  Selltstgcfühl d e r ung arisch en  N a tio n  e in  Schlag 
ins G eiseln , es o rd n e te  d e ren  n a tio n a le  In teressen  voll und  ganz  dem  kom m unistisch ­
tschechisch-slaw ischen Im p eria lism u su n ter, et m ach te  d a s  U n g a rtu m  in gesetz licher Form  
zu einent zw eitrang igen  Volk den  S low aken g eg en ü b er: es w ar d ies eines de r grössten  
V erbrechen  unserer G esch ich te  gegen d ie E rh a ltu n g  unseres V olkes", <Süp/o/,*, D .. А 
m ag y a r trag ed ia  (Die ungarische T ragödie). I .  T eil. L ith o  in  U. S. A. S ty le  Pt in tin g  Com ­
p a n y  N ew ark . N. .1. S e lbstverlag  des A u to rs, 1954. S. 171.) G leichzeitig  b em erk te  de r 
frü h ere  M in isterp räsiden t Ferenc  N agy  zum  A kom m en ü b e r  d en  B evülkernngsaus- 
ta u sc h  bloss, d ass „seine (es h a n d e lt sich unt Já n o s  G yöngyösi — S. В .) P op u la ritä t auch  
d u rc h  das A bkom m en ü b er d en  B cv ö lk cru n g sau stau sch . das e r  m it d e r Tschechoslow akei 
ge tro ffen  h a t, n ich t stieg u n d er im Z usam m en h an g  m it diesetn, w egen e inigen im A bkom ­
m en e n th a lte n en  Z ugeständnissen  ungew ollt / tu n  Sündenbock  w urde, (Nagy, F..* T h e  
S trugg lc  B efand th e  fron  Ü urta in . T h e  Muc-Millan C om pany. N ew  Y ork, 194.3. S. 2t'S.). 
в-' N em zetgyűlés N apló ja  (Jo u rn a l d e r  N a tionalversam m lung). B d . 11. S. 119.
*' O L  M. l / I V - 7 .
33 E b en  d a rtu n  k a n n  m an m it d e r B e h au p tu n g  v o n  E ndre  A ra tó  n icht e in v erstan d en  sein.
w onach „die W erb u n g  e in  seht m ageres E rgebnis z e i t i g t e __ "  (.4ra/ö. F . A m agvar-
sxlovák viszony ö tv ett év e  (Fünfzig  Ja h re  ungarisch-tschechoslow akisches V erhältn is). S. 
72.: A nläß lich  d e r V olkszählung vom  J a h re  1949 b e k an n ten  sich 25 933, an läß lich  
d e r V olkszäh lung  von 199" a b e r  3" fi50 P ersonen  in U n g arn  xur slow akischen M u tte r­
sp rach e . (N em zetiségi kérdés — nem zetiségi p o litik a  (N a tio n a litä ten frag e  N a tio ­
n a litä ten p o litik ) . U o ssu th -V erlag  1993. S. 17.:)
3" Z ca ra , </..* gen. W erk . S. 37.
37 In  d ie  N am ensliste  w urden  n äm lich  au ch  12 577 P ersonen  aufgenom m en, d ie n ich t 
tschech ischer u n d  n ich t slow akischer N a tio n a litä t w aren, d ie A nzahl d e r  sich rech tsum
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w irksan t A ngem eldeten  b e tru g  334!), 78S Personen  m eld e ten  sieh zw eim al, 2491 w aren 
K riegsgefangene, fe rn e r w ar d ie  A nzahl de r T o ten , d e r  U n b e k an n te n  usw . n ich t w eniger 
als 10 035. (0) 3!. l / I V - 7 ) .
S zabad  K ép, 23. Mai 1946.
"" S zabad  N ép, 5. J u n i  1946.
"" OL AL ) / I V - G 2 .
A m ié. A m ag y ar —csehszlovák v iszony  ö tv en  éve  (F ünfz ig  J a h re  un g arisch -tsch ec­
hoslow akisches V erhältn is). S. 73.
A . a . O. S. 74.
Cas. 20. N ovem ber 1940.
OL M. l / I V - 6 9 .
"3 S zab ad  N ép , 3. Jr'di 1940.
"3 N ép szava , 3. Ju li  1940.
K is  Ú jság , 10. Ju l i  1940.
"3 OL M. 1 /1 V -6 2 .
A usserdem  tig u rie r te  u n té t tlett tschechoslow akischen F o rd e ru n g en  u n te r  an d erem , dass 
die P ressb u rg  gegenüber, am  rech ten  D onauufer gelegenen G em einden B ezenyc, D unacsun  
H o rv á tjá r ta lu , O roszvár ttnd R a jk a  d e r  Tschechoslow akei anzttg liedem  sind . (P ra v d a , 
13. S ep tem b er 1946.)
OL AI. 1 /1 V -6 2 .
P ra v d a , 13. S ep tem b er 1946.
D er L e ite r  des U nterausschusses w urde -  a u f  A n trag  K a n ad a s  — d e r  V e r tre te r  de r 
L ikraine, d ieser ab er schlug den V e rtre te r  v o n  K ettseeland a ls R e feren ten  vo r, w as e b en ­
falls angenom m en  w urde.
'"3 OL Al. 1 (IV  -  199; S zabad  Kép, 28. S ep tem b er 1946.
""  O L Al. l / I V - 6 2 .
'OS K is Ú jság , 22. S ep tem b er 1946.
'oo P ra v d a , 22. S ep tem b er 1946.
'07 O L AL l / I V - 6 2 .
'oo S zabad  N ép , 25. S ep tem b er 1946.
O L Al. l / I V - 6 2 .
" "  O L AL l / I V - 6 2 .
" '  OL Al. l / I V - 6 2 .
"o OL AI. I / I V - 6 2 .
"o OL Al. l / I V - 6 2 .
' "  N em zetközi szerződések g y ű jte m én y e  (Sam m lung in te rn a tio n a le r  A bkom m en) 1 9 4 5 -  
-  1938. V o lk sw irtsch aftlich e r ttnd  Ju rid isc h e r Vertag 1958. S. 6 ].
"3  S zabad  N ép , 15. O k to b er 1946.
""  N em zetgyűlés N apló ja  (Jo u rn a l d e r  N ationalversam m lung). B d . V, S. 7.
"7 O L AL l / I V - 1 7 .
"3 ,,Z usam m en w urden  9619 Fam ilien , beziehungsw eise 41 649 P erso n en  itt d ie tsch ech ­
ischen L andeste ile  U m gesiedelt. F reiw illig  zogett 2154 u n g arisch e  F am ilien  weg. In sg e ­
sam t s iedelten  also 44 129 Personen  au s  303 G em einden v o n  17 B ezirken  d e r  Südslow akei 
u m . . . V on diesen w aren 3128 k le in b äu erlich e  Fa tn ilien , w as sch o n  a n  sieh  d a ra u f  h in ­
w eist, dass d ie  .W erb u n g ' ih ren  e igen tlichen  S inn  v e rlo ren  h a t,  d e n n  diese S ch ich ten  
h a tte n  d as m in d este  m it d e r d eu tsch freu n d lich en  faschistischen P o litik  zu  tu n .
O bw ohl diese A ktion  .W e rb u n g 'u n d  d ie  dm-ch diese B e tro ffen en  A ngew orbene g e n a n n t 
w urden , h a n d e lte  es sieb e igen tlich  — m it w enig A usnahm en  — nich t um  eine W erb u n g , 
so n d ern  um  e ine  Z w angsaussiedlung. D ie A usgesiedclten w u rd en  im w esen tlichen  genauso  
b eh an d e lt wie d ie K rieg sv erb rech er" . (Z ru ro , .7..- gen. W erk , S. 39.).
" s  N em zetgyű lés N ap ló ja  (Jo n rn a i d e r  N a tionalversam m lung). B d. IV . S. 243.
A . a . O. S. 247.
"=' A . a . O. S. 803.
'22 A. a . O. S. 899.
'22 S zab ad  N ép, 5. F e b ru a r  1947.
'2 ' K is Ú jság , 5. J a n u a r  1947.
'23 S zabad  N ép , 26. J a n u a r  1947.
'23 OL AL l / I V - 7 .
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'3? OL M. l / I V - 7 .
'3S OL M. 1 /IV  -6 4 .
Svobodné tv Íny. 0. M M r/. 1947; ¡Szabarl Xt'p. 7. Abirz ! '.'47.
'3° Svobodné N oviny , 9. Marx. 1947.
33' N á ro d n á  O broda , 9. A larz 1947.
'33 Svobodné N oviny . 9. M arx 1947.
'33 P o litik a i é s  G azdasági T á jék o z ta tó . F ü g g e tlen  K isgazda-, F ö ld m u n k ás és Po lgári P á rt 
P ro p ag an d a  O sztá ly án ak  k iad v á n y a  (P olitische m id w irtsch aftlich e  In fo rm atio n en . P u b ­
lik a tio n  d e r P ro p a g a n d aa b te ilu n g  d e r U n ab häng igen  K le in landw irte -. L an d arb e ite r- und 
B ürgerlichen  P a rte i) . B p. 12. M arz 1947. 
isi P ra v d a , 13. M ärz 1947.
'33 R u d é  P rá v o , 13. M ärz 1947-
'33 Rie in  d e r gem einsam en S itzu n g  d e r beiden H au ser d es K ongresses g eh altene  R ede T ru - 
tnans e n th ie lt  u n te r  an d erem , d ass d ie  Xeit gekom m en  sei, d a  jed e  N at ion u n te r  den  a lte r ­
n a tiv e n  L ebensform en die W ah l tre ffen  m uss. „ Ic h  g lau b e  d a ra n  — sag te  d e r P rä sid en t — 
dass d ie  P o litik  d e r V erein ig ten  S ta a te n  d ie freien Völker u n te rs tü tz e n  m uss, d is sieh dem  
U nterjochungsversuch  d e r b ew affn e ten  M in d erh eiten  oder des äusseren  D rucks entgegen- 
ste lfen ". (F/em ing, /1. - T h e  Gold W ar. L o ndon . 1961. S. 288.
'37 P I  A rch . 274/3 -  SO.
'33 P l  A rch . 2 7 4 /3 -8 0 .
*3" P l  A rch . 253/1 -  139.
P I  A rch . 2 8 3 /1 2 -6 .
" '  P I  A rch . 284. f. X I I I .  cs.
"3  F I  A rch . 284. f. X I I I .  ca.
"3  In  a llen  u m str it te n e n  F rag en  kam  zw ischen d en  beiden  R egierungen  am  24. Mai 1947 
bezüglich d e r  D u rch fü h ru n g  des A bkom m ens ü b e r  den  B ev ö lk erungsaustausch  vom  27. 
F e b ru a r  1946 f ine V ereinbarung  zu stan d e .
X á ro d n á  O broda. 12. A pril 1947. 
n s  p , av d a , 13. A pril 1947; Cas, 13. A pril 1947.
"3  Cas, 22. J u n i  1947.
"7  Z r a r a , .' g en . W erk . S. 30.
"3  A m ag y a r fo rrad a lm i m unkásm ozgalom  tö r té n e te  (G eschichte d e r ungarischen rev o lu ­
tio n ä ren  A rbeiterbew egung). K ossu th -V erlag  1970. B d. 111. S. 134.
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